
Es ist begreiflich, daß das amerikanische Kapital alle 
Hebel in Bewegung setzt, seine Stellung auf dem Weltmarkt 
zu festigen und zu erweitern. W aren die Vereinigten Staaten 
bis Kriegsausbruch noch Schuldnerland des europäischen Kapi­
talismus und bezogen sie von diesem die Fertigprodukte, so hat 
sich das Verhältnis nach dem Kriege, hauptsächlich in den letz­
ten 4 Jahren gründlich geändert. Die nordamerikanische Union 
hat heute neben ihrer riesigen Warenausfuhr einen ungeheuren 
Kapitalexport. Nach einer Veröffentlichung der Finanzverwal­
tung der USA.: ..Die Bildung der Zahlungen der Vereinigten 
Staaten in I ‘>25“  betrugen die Kapitalanlagen: 

in  E u r o p a :
(Schätzungen in Millionen Dollar.) 

staatlich garantierte Industrie-Obligationen u.
Obligationen direkte Investierungen insgesamt 

Ende 192.̂  950 350 1300
.. 1924 1500 400 1900
.. 1925 1825 075 2500

in  L a t e i n a m e r i k a :
Ende 1923 610 3150 37fiO

1924 840 3200
”  1925 910 3.300 4210

in  K a n a d a  und- N e u f u n d l a n d  :
Ende 1923 1050 1400

„  |9>4 1100 1500 2oo9
1925 1175 1650 2825
in  A s i e n .  A f r i k a .  A u s t r a l i e n  u n d  d i e

ü b r i g e  W e l t :
Ende 1923 360 * 235 595

1924 440 250 »>90
” |925 520 350 8/0
' Auch zu diesor Tabelle ist va sagen, daß die 

ausiuhr während des Jahres 1926 in noch größerem Maßstabe
st.utKind fahren darauf hingewiesen daß der
anicHkanische Kapitalexport und die Verlegung amejftiuusche
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europäischen Markt in Europa selbst, warf ilrm nifolgc d tr l ih- 

ciironiiischen Löhne wohl Riesenprofite in den Schoß, bc 
sehränkte^ aber in demselben Maße die Kaufkraft in Amerika 
selbst und damit wieder die Produktion. Die Kapitalau,.uhr 
wieder stärkte die europäische Konkurrenz ... hohem Maße, die 
heute dem amerikanischen Kapital auf dem Wehmarkt hart 
zusetzt. Der Yankee begreift dies n u r  zu gut undS Ä S  „as. rÄ5g S i

simmenhang mit der vorerwähnten Entwicklung, in Vcrbm 
Jung mit seinem Ersuchen um Erhöhung des Budgets wies da. 
Büro iiir in- und ausländischen Handel nämlich au sd rü ck liJia i! 
die /unel. n e nd e europäische Konkurrenz, vornehmlich m Mit e - 
und Südamerika. und die daraus sich ergebende^ Notwend g- 
keit die Informationsmöglichkeiten der amerikanischen

r f s , ™  ct” ! dient». vielmehr die Vorsiel,., mit der das unter- 
kmische Kapital zu W erke geht in einem Augenblick, in dun 
der am e rik a nisch e Kapitalismus sich seinen Imperialismus 
selbst b es c Iiei n ig t. Führten die USA. in der Vergangene 
Rohstoffe aus und importierten dafür l ertigwaren. so lut sich 
•lucli darin das Verhält ii i s i„s  (iegenteil verkehrt. Nordamerika 
wird in zunehmendem Maße Verede.unus and Eine IRes« ... .. 
dos Senators Nve von N o r d - D a k o t a  an den riaiiuei 
sekretär Hoover stellt eine starke Verschiebung der 
gruppen fest. Die Resolution beziffert die Ausfuhr \ni h l . ik- 
wareu mit .<5 l'rozenl der Gesamtexporte im i I iskuljahrc I -- 
und 41.1» Prozent im Fiskaljahre 1926. m der hinfuhr 
ira.erialien in den genannten Berichtsperiodeii eine ZuuahnK 
von .«».4 Prozent auf 42.7 Prozent der Gesamtporte.

Die amerikanische Rohstoffindustrie, die in hohem Maßt 
von der A.itomobilindustric und m Wechselwirkung mit 
und direkt von der Landwirtschaft abhängig .s., «st ...... ebei.s
bi strebt, den Export der Landwirtschal, zu steigern, un sie. i 
in dieser und in der Auloinobiliiiduslrie den Absatz zu 
Seit einigen Jahren stellt in beiden Hausern dei Hu.uksie eis 
latur eine Farmvorlage. die sog. McNary-Haugen 1-aniivorlagc 
zur Debatte, der jetzt die Zustimmung des 1 rasidenten ke-

St!UHervorgegangen aus der Unzufriedenheit des amerjka- 
.hCn Farmers mit der als Folgeerscheinung des Weltkriegs 

eii'gètreteiien Verschlechterung seiner wirtscliattliel.cn Lage, 
bezweckt die Vorlage, den seither vergeblich a” KL\s rebtui 
Ausgleich zwischen den Preislagen für landwirtschaftlich». I rc - 
dukte und andere W aren herbeizuführen, die Landwirtschaft 
vor akuten Preissenkungen und den dadurch entstehenden \er- 
lusten zu bewahren, d. h. das Preisniveau durch cmsprcchende 
l'inanzierungs-. Lagerung*- und V erm arktu iKsfa/ iaU  n z u  
..stabilisieren“ , d. h. die Preise auf Kosten der großen Masse 
Proletarier nach Belieben zu steigern. Die McNar\-Hauv.U ' 
sieht dazu die Schaffung eines hedera f-arm Board, bes cl end 
aus dem Sekretär des Landwirtschaftlichen Amtes und 12 wei­
teren Mitgliedern, die seitens der Agrarkörperschaften ... den 
Federal Land Bank Distrikten zu nominieren und v..in I rasi­
denten der Vereinigten Staaten zu ernennen sind vor Aufgabe 
dieser Behörde soll es sein, das Vorhandensein ..oder das wahr­
scheinliche Vorhandensein“  eines ü b e r  d e n  L a n d e s  B e ­
d a r f  li i n a ii s g e Ii e n d e n ..U e b e r  s c l i u s  s c  s an \\ eizen. 
Mais. Reis oder Schweinen" oder eines den ..iür du ordeiu- 
liche Vermarktung von Baumwolle oder Weizen. Mais. Keis 
oder Schweinen notwendigen Bedarf" übersteigenden l  ener- 
sehusses festzustellen. Wenn es sich herausstellt, dal« ein der- 
a-tiger Ueberschuß existiert, so wird die Behörde die bestehen­
den landwirtschaftlichen Genossenschaften usw. durch Vor­
schüsse aus einem für den Zweck vorgesehenenen ..Stabilisie- 
rungs-Fonds" von 250 000 000 Dollar oder mehr als 1 Milli­
arde Mark erstmaligen Staatszuschuß unterstützen, um zu ver­
meiden. daß dieser Ueberschuß auf den einheimischen Markt 
abgestoßen wird und zu Preisdriickungen führt: anderseits 

‘ bleibt es Sache der solcherart mit staatlicher Hilfe finanzierten 
Körperschaften, über den von ihnen erworbenen und dem ein­
heimischer, Handel entzogenen Ueberschuß zu disponieren, d. 
h. unter Preis im Auslande abzustoßen. Die Vorlage also laut, 
aui eine S u b v e n t i o n i e r u n g  d e r  a m e r i k a n i s c h e n  
L a n d w i r t s c h a f t  hinaus. . . .  , , . , t

Die Subventionierung der amerikanischen Landwirtschaft 
kann im Endeffekt aber keine andere Auswirkung haben als 
der Kapitalexport und die Verlegung amerikanischer I roduk- 
tionsstätten nach dem europäischen Kontinent auch. Sie muß

*) Dumping: Unterstützung der Staaten oder Industrie­
organisationen an Exporteure, um :m Auslande billiger zu ver­
kaufen als im Inlande und als das Kapital des Importlndes

im Inlande über die Preissteigerung eine Schwächung der f 
Kaufkraft bewirken, was nicht nur auf die Landwirtschaft 
selbst, sondern auch auf die industrielle Produktion ungünstig 
einwirken muß. Die Auswirkung i s t  Produktionseinschränkung. 
Zur Produktionseinschränkung für die Landwirtschaft reizt 
auch schon die bloße Subventionierung. Bei guten Welternten 
wäre d i e  Preissteigerung im Inlande selbst nicht z u  halten u n d  
im Auslande w ä r e  e i n  g r o ß e r  Ueberschuß a n  Landwirtschafts- 
P r o d u k t e n  a u c h  trotz Schleuderkonkurrenz nicht abzusetzen.

Die Vorgänge jenseits des Ozeans interessieren das deut­
sche Proletariat mehr, als es den Anschein hat. Die Drückung 
der Löhne und der Lebenshaltung der amerikanischen Arbeiter 
verbilligen die amerikanische Produktion und machen das 
amerikanische Kapital auf dem Weltmarkt konkurrenzfähiger. 
Eine Folge ist die Drückung der Lebenshaltung der europä­
ischen. in erster Linie der deutschen Arbeiterschaft, ein Rück­
gang der Produktion in Europa und Vergrößerung der Arbeits­
losenheere. Die Arbeiterklasse muß daraus lernen, daß ihr 
Kampf sich nicht um Lohnpfennige erschöpfen kann, sondern 
daß sie sich vorbereiten muß. den Kampf um die politische 
Macht und die Produktionsmittel zu führen.

Aus der Bewegung
forsf (luusliz)

Unter dem Thema: „Rationalisierung Arbeitslosenversiche- 
rungsgesetz und warum Industrieverbände?“  hatte der In­
dustrie-verband fiir das Bekleidungsgewerbe zum 1«. 3. eine 
Versammlung mit Schumacher als Referenten einberufen. Der 
Besuch war schwach Eingangs seiner Ausführungen gedachte 
Schumacher noch der geschichtlichen Rolle des März und 
seine Rede klang in dun Ruf aus. daraus die Lehren zu ziehen 
und dementsprechend zu handeln. Dann kam er zu seinem 
eigentlichen Thema. Ueber die Rationalisierung erging er 
sich in langen Ausführungen, zeigte an Hand vieler praktischer 
Beispiele, wie SPD . sowie (iewerkschaften als eifrigste Be­
fürworter der Rationalisierung dem Proletariat immer wieder 
Sand in die Augen streuen. E r  zog eine Analyse über die 
(iewei kschaftsorganisationen. zeigte ihre geschichtlich bedingte 
Rolle auf. um dann von der Theorie zur wirklichen Praxi«; ?-u 
kommen, d. Ii.: indem er die Tätigkeit dieser Arbeiterorgani­
sationen bloßlegte und bewies, daß eine Eroberung bzw. Um­
stellung dieser Organisationen zu Organen des Klassenkampfes 
unmöglich ist. F r ging auch näher auf das Erwerbslosenver- 
sicherungsgesetz ein. Ueber das Wesen des Parlamentaris­
mus äußerte er sich so. indem er an Beispielen bewies, daß 
das Kapital mit dun Stimmzettel nicht zu schlagen ist. Dann 
setzte er den Anwesenden Programm und Ziel der Industrie­
verbände auseinander, deren Aufgabe wärfi. die Lebenslage 
des Proletariats zu verbessern und in letzter Konsequenz das 
Kapital zu stürzen. Sein Ruf klang in Zurückeroberung des 
Achtstundentages aus. E r geriet aber dadurch in Widerspruch 
mit dem Vorhergesagten insofern, als er erklärte daß die Le­
benslage der Arbeiter nur nach dun Sturze des Kapitals grund­
legend geändert werden kann. Seine Ausführungen ließen 
eine wirkliche Analyse der Weltw irtsehaftszusammenhänge 
und der daraus entspringenden Konsequenzen vermissen, 
ebenso eine Stellung zu den politischen Organisationen. Ruß­
land usw. .

In de- Diskussion meldete sich zuerst ein KPD.-Mann, 
ein vollständig Ekkitreuer. zum W ort. Ihm hatten es speziell 
die Ausführungen des Referenten gegen die Gewerkschaften 
angetan. Trotzdem er selbst zugab. daß dic Gewerkschaften 
reaktionär und konterrevolutionär bis auf die Knochen sind, 
indem er feststellte, daß einstmals Hunderte von Ortsver­
waltungen im Besitz der Opposition waren, was heut nient 
mehr zutrifft, daß auf dem Gewerkschaftskongreß in Leipzig 
über 100 oppositionelle Delegierte waren, in Breslau nur 2. 
schrie er trotzdem: immer rin. helft revolutionieren. An Hand 
der materialistischen Geschichtsauffassung wollte er die Mög­
lichkeit der Eroberung der Gewerkschaften beweisen, wobei 
er aber daneben haute. E r freute sich noch wie ein Kind, 
daß man die Senftenbcrger Union zerschlagen und sie wieder 
in den Bergarbeiterverband zurückgeführt hat. Mit großem 
Pathos erklärte er. daß dic Bolschewik: in Rußland die «ie­
werkschaften auch nicht zerstört haben und es deswegen In 
Deutschland auch nicht geschehen dürfe und bewies damit 
seine vollständige Unfähigkeit. Probleme so zu behandeln, wie 
es notwendig ist. E r glaubt natürlich auch an die Verbesse­
rung der Lebenslage der Arbeiter im Kapitalismus, trotzdem 
er vorher erklärte, daß Lohnabbau, vermehrte Arbeitszeit so­
wie Steigen der Erwerbslosenzahlen eine Verschärfung der 
Klassengegensätze bedeuten. ,

Als zweiter Redner sprach ein Gen. der AAL.  und KAI  . 
E r  führte unter anderem aus: Es ist notwendig, eine
Parallele zwischen den Ausführungen d e s  Referenten und des 
KPD.-Mannes zu ziehen Fs stimini vollständig, wenn der 
Gen. Schumacher die rücksichtslose Zertrümmerung der Ge­
werkschaften anerkennt, aber wir dürfen nicht in den Fehler 
verfallen, als wenn nur die Führer daran schuld sind, sondern 
müssen die Feststellung machen, daß in der heutigen
Weltkrise. wo das Kapital um Sein oder N chi- 
sein kämpft. wo alle Kosten. die zur Aufrechter-
haltung der Wirtschaft notwendig sind, das Proletariat
/ii tragen hat. die Tätigkeit der (iewerkschaften auf ihre ge­
schichtliche Schranke gestoßen ist. Wohl ist es möglich, dal! 
das Individuum sich auf Kosten der anderen seine Lage ver­
bessern kann, aber niemals die proletarische Klasse. Da ist 
es nun unsere Aufgabe, allen Ballast rücksichtlos beiseite zu 
räumen, d. h. Gewerkschaften und parlamentarische Parteien 
rücksichtslos zu zerstören. Unter Aufzeichnung aller Schwächen. 
Halbheiten und Verrates dieser Organisationen ist es unsere 
Pflicht, den Proletariern zu helfen in ihren Klärungsprozeß, das 
Drängen nach neuen Ufern zu fundamentieren. nicht, indem wir 
einen gewerkschaftlichen Konkurrenzladen auiziehen. sondern 
daß wir versuchen, das Proletariat als Klasse zu or­
ganisieren und ideologisch zu beeinflussen. Fs hört sich wie 
ein Wehklagen an. wenn der KPD.-Redner davon spricht, doch 
bloß nicht diese Organisationen zu zerstören, wo jahrzehnte­
lange Arbeit und Opfer an Gut und Blut dranhängen. Da 
sagen w ir als Unionisten: jawohl, es ist notwendig, jene Boll­
werke der Konterrevolution zu beseitigen, denn nichts ist ewig, 
sondern Formen und Inhalt sind dem Wandelnder Zeit unter­
worfen. und daß es ein gigantischer Kampf von unerhörtem 
Ausmaß ist. der zwischen den alten konservativen Elementen 
und den lebensbejahenden Proletariern stattfindet. Genau so. 
wie wir die Revolution nicht als einen einmaligen mechanischen 
Akt auffassen dürfen, sondern als dialektischen Prozeß, einen 
Prozeß der äußerst schmerzvoll vor sich geht, und wobei die 
Geburt des Neuen, des Kommunismus, sich dauernd im Kampfe 
mit dem Alten befindet. Auf Grund ganz anders gearteter ob­
jektiver Bedingungen müssen auch Form und Inhalt sich diesen 
Verhältnissen entsprechend einstellen. Nicht Berufsverbände 
noch Industrieorganisationen, sondern Organisierung der 
Arbeiter von unten auf. von der Zelle der Wirtschaft, vom 
Betrieb aus. in Verbindung mit dem Arbeitsnachweis, zusam­
mengefaßt als Klasse, zur Allgemeinen Arbeiter-Union, deren 
Programm und Prinzipien eine gründliche Umwälzung ge­
währleistet. Nur so können wir aus den Niederungen der Re­
volution emporsteigen zur Diktatur des Proletariats, zur klas­
senlosen Gesellschaft. Im Schlußwort ging der Referent auf 
die Ausführungen unseres Genossen weniger ein. rechnete aber 
ziemlich scharf m:t der gewerkschaftlichen Taktik der KPD. 
ab. zeigte die Rolle der russischen Gewerkschaften auf die auf 
Grund ihrer Illegalität ganz anders geartete Gebilde, wie 
unsere Gewerkschaften es sind, waren. Ferner deckte er noch

den Verrat, begangen an den Hamburger Hafenarbeitern durch 
Gewerkschaften. SPD., KPD. auf, sowie noch krassere Sachen, 
die die Gewerkschaftseroberung mit sich bringt.

Mitteldeutschland
Folgende Meldung ging am 15. 3. 27 durch die Presse: 

..Sonnabend vormittag gegen 11 Uhr wurde der Ober­
fahrsteiger. de, frühere Betriebsleiter des Paulschachtes 
im Südflachen des Vitztumschachtes mit vollkommen zer­
rissenem Schädel tot aufgefunden. W ie  uns von der 
Mansfeld A.-G. mitgeteilt wird, ist nach Lage der Ver­
hältnisse ein Betriebsunfall oder eine Mitwirkung dritter 
Personen nicht anzunehmen.“

Ein anderes Licht werfen jedoch auf den Fall Vorkomm­
nisse. die sich vor Jahresfrist auf demselben Schacht abspiel­
ten. Durch einen Prozeß wurde die Oeffentlichkeit aufmerk­
sam gemacht auf die Arbeitsverhältnisse der Mansfeld A.-G. 
z. B. mit welchen Schikanen hier die Proleten behandelt 
werden. Vor Gericht stand ein Familienvater. E r war den 
Herrschaften durch sein Verhalten unangenehm geworden. Aus 
Strafe hatte man ihn schon monatelang bei Arbeit gesteckt, wo 
er so wenig verdiente, daß er kaum das Leben seiner Familie 
fristen konnte. E r hatte sich schon verschiedene Male um 
andere Arbeit bei der Werksleitung bemüht, aber man ver­
höhnte ihn. als daß man ihn anhörte. Das trieb ihn zur Ver­
zweiflungstat. Mit geladenem Revolver forderte er Genug­
tuung für das, was man ihm und seiner Familie angetan hatte. 
E r  verwundete den Obersteiger, und Betriebsführer des Vitz­
tumschachtes. Beide kamen aber noch mit leichten Verwun­
dungen davon. Diese Szene spielte sich im Betriebsbüro des 
genannten W erkes ab. Doch der Prolete wurde dingfest ge­
macht. W urde vom Gericht zu \V* Jahren Gefängnis verur- 
teit. wo er sich heute noch befindet. — Der obige Fall scheint 
ähnliche Ursachen zu haben.

Mitteilungen
Reich

Achtung! Reichsumlage.
Zur Finanzierung der Reichskonferenz ist die nochmalige 

Erhebung einer Umlage von je 50 Pf. iür dic 12. und 13. Woche 
Woche notwendig. W ir  ersuchen um schnelle Abrechnung.

Die Ortsgruppen erhielten 50 bis luo Exemplare des ..Er­
werbsoien" Nr. 4 zur Propaganda: abgesandt am 23. März.

*
Rheinland-Westfalen

und angeschlossene Unterbezirke.
Am Sonnabend, den 2. und Sonntag, den 3. April findet 

in D ü s s e l d o r f  eine Bezirkskonferenz der AAU. statt. 
Tagesordnung: 1. Organisatorisches: a) Tätigkeitsbericht des 
BAA., b) Kassenbericht c) Berichte der Ortsgruppen. 
2. Stellungnahme zur Reichskonferenz. 3. Verschiedenes: 
a) Wahlen, b) Anträge usw.

Anträge müssen bis spätestens 15. März in Händen des 
BAA. sein. Zelt und Tagungslokal der Bezirkskonferenz wird 
durch Rundschreiben mitgeteilt. In Anbetracht der Wichtigkeit 
der Tagung ist es Pflicht jeder Ortsgruppe. Delegierte zu ent­
senden.

•
München.

Jeden F r e i t a g ,  abends 8 Uhr. Zusammenkunft. Aus­
kunft erteilen die Zeitungsobleute der AAU. und KAP.•

Berlin-Brandenburg.
Am Sonntag, den 3. April 1927, findet in B e r l i n  eine 

Bezirkskonferenz der AAU. statt.
T a g e s o r d n u n g :

I. Wirtschaftliche und politische Lage. 2. Stellungnahme 
zur S. Reichskonferenz: a) Taktik, b) Selbständige Verbände, 
c) Entschiedene Linke, d) Erwerbslosenfrage. 3. Berichte, 
4. Verschiedenes. Näheres erfolgt durch Rundschreiben.

Groft-Derlln
W ochenbeiträge.

In der 12. Woche (20. bis 26. März 1927) betragen die 
Beiträge einschließlich 50 Pf. Reichsumlage 1.30 Mk., 
1,50 Mk. und I.KH Mk. Arbeitslose 10 Pf.

•
Erwerbslosen-Voll Versammlung.

Am Montag, den 28. März, mittags I Uhr. im Lokal Thiel. 
Riickcrtstraße 7 (Nähe Nachweis Gormannstr.). Das Erschei­
nen aller arbeitslosen Unionsgenossen ist notwendig.

Achtling! Achtung!
5. Bezirk (Friedrichshain). M o n t a g ,  den 2s. März, 

kombinierte Mitgliederversammlung von Partei und Union im 
bekannten Lokal. Stellungnahme zu den Unions-Thesen.

7 .Bezirk (Charlottenburg). Freitag, den 25. 3. keine 
Sitzung. Dafür S o n n a b e n d ,  den 26. 3.. abends 7.30 Uhr. 
kombinierte Mitgliederversammlung von Partei und Union im 
Lokal Koch. Schillerstraße 75.

17. Bezirk (Lichtenberg). M o n t a g ,  den 28. März, kom­
binierte Mitgliederversammlung von Partei und Union im Lo­
kal Bartsch. Neue Bahnhofstraße 20. Stellungnahme zu der 
Unions-Thesen.

Erwerbslose Neuköllns. Jeden D i e n s t a g ,  vormittags 
10 Uhr. F r a k t i o n s - S i t z u n g  im Lokal Schwarzkopf. 
Fontanestraße 26. Alle arbeitslosen Unionsgenossen sind ver­
pflichtet. zu erscheinen.

P r o le t a r ie r
Das Märzheft des ..Proletarier“  enthält Aufsätze, d e i'-*r 

jeden Arbeiter von Wichtigkeit sind. Z. B .: Der 9. Thermidor 
der Republik / Dialektik nicht Metaphysik / Die Gewerk­
schaften im Jahre 1926 / Klassenkämpfe in England / Latein- 
amerika / Die Bodenfrage in Südafrika / Proletarische Kunst 1 
Das Einfamilienhaus im Rosc-Theater / Probleme der Kohle­
veredlung / Die Ferngasversorgung / Einträgliche Berufe 
Gewerkschaftsbeamte — Parlamentarier — I I  000 Millionäre 
in Amerika / Notizen — Berufsführer und Massen — Die Ge­
werkschaften während des Krieges — Industrialisierung Süd­
afrikas / Kunst — Kino — Radio / Literatur — Bücher­
besprechungen — Lenin über Religion: Gewerkschaften oder 
Allgemeine Arbeiter-Union: Sozialistischer L it e ra tu r fü h re r :  
Bucharins Antwort an sozialdemokratische Arbeiter: Rußland 
bewaffnet die Reichswehr — Neue Bücher.

Das Märzheft st besonders reichhaltig ausgestattet urc 
kostet 50 Pfennig. Zu beziehen ist es von sämtlichen Zeitungs­
obleuten der KAP. und AAU.. in den Bezirkssitzungen beider 
Organisationen und von der Buchhandlung für Arbeiter -Lite­
ratur^ Berlin SO  36. Lausitzer Platz 13. ____________
Verantw. Redakteur u. Herausgeber: Hermann Koch. Berjin N

Druck: Druckerei iür Arbeiter-Literatur. Berlin O 17.
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1,1 ües(:,z 2Ur Aiöeïtszeilverlünöcrurïö — fumThsdinS lllrtie Spiegcilfediterel
Die Rschtsiö^egiof ung des ..to^u i“  He publik mers Wilhtim  
rx Im- geruht, ihren Entwurf zum Arbeitszdtgesetz eir-r 
:mD;ige:i Bearbeitung zu unterziehen. An Verbesserungen 
dabei nalürlic'i nichts herausgekomme«:. der kreißende Berg 
ein winziges Mäuschen geboren. D e  Regitruiigsvorla*,* 
alt in ihrer .neuesten Fassung im \» esentlicnen folgende 
timmiingei.:
Himer Leu § v  wird folgender § 6 a eingeschi Itet: Wird 
ürund der fcS -3, 5. 6. 9 oder W Absatz 2 Mehrarbeit ge- 
:et. s°  haben cie Arbeitnehmer ciit Ausnahme der Lelir-I 

Iur die über die Grenzen des 8 I S a ‘z 2 um' 3 hinaus- um il>m zu sagen, daß
nde Arbeitszeit A »  s p r u c h  a u f  e i n e  a n g e - 
sene \ e r g ü t u u ,: Ober foa Lohn für die regel­

te Arbeitszeit hinaus. Dies gilt nicht, soweit die Alehr- 
tt auch juch den 2, 4 oder 1i< Absafa I zulässig wäre 
■ lediglich infolge vor Naturereignissen L'nghicksfällen 
anderen unvermeidlichen Störungen erforderlich ist.

As angemessene Vergütung gilt, sofern die Beteiligten 
! nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eint andere 
•-‘u.g vereinbaren oder besondere Umstände eilte solche 
"j-i.gen . ein Zuschlag von 25 Prozent. Im S'reitiall 
«.cidet bindend der Sch  ichter.
, rd >n Gewerben, di.; I  rer Art nach in ««wissen Zeiten 
Jsires regelmäßig zu erheblich verstärkter T ä tig e  t ge­
ls, nd. iu diesen Zeiten über die Grenzen d.‘s S 1 Satz ’ 
v.'"aus gearbeitet so  kann der Reichsarbeitsminister 
Anhörung der wirtschaftlichen Vereinigungen der A-belt- 
r ue ! der Arbeitnehmer bestimmen, daß die Vorschriften 
« » 'z e  1 und 2 keine Anwendung finden, soweit die
* , t durch Verkürzung der Arbeitszeit in den übrigen 

de Jahres ausgeglichen wird.
■1er & 9 Absartz 1 erhält folgenden Wortlaut: Die Arbeits- 
Jarf “ -i Anwendung der in den §«} 3 bis 7 bezcichnetui 

i. zehn Stunden täfclicn nicht überschreiten; eine 
'Schreibung dieser Grenze ist nur in Ausnahmefällen aus 
«Kien Gründen des Gemeinwohls mit befristeter Gench- 
% der im ii 6 Absatz I bezeichueten Behörde oder dam- 

" « i i  es lieh um Vorbereitungs- mul Ergirnzungs- 
«b handelt, bei denen eine Vertretung des Arbeitnehmer* 
endere Arbeitnehmer qcs Betriebes nicht möglich is> 

Heranziehung betriebsfremder Arbeitnehmer dem Ar- 
wr nicht zugemutet worden -kann. Was als Vorbe- 

und Crgänzangsarheiten anzusehen iw, bestimmt 
"«C’Narbeitsmiiiister nach Anhörung der wirtschaft-
‘ereinigut gen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer.

• 8 10 ei-h;-Jt folgenden Wortlaut: Die nach dieser Ver-
‘̂-ll erhebenden Beschränkungen der Arbeitszeit

kern,' Anwendung auf Arbeiten in Nothülen und iu 
■wohnlichen Fällen, die unabhängig vom Willen der

n -intreteu und nicht auf andere Weise zu be-
'ind, besonders wenn Rohstoffe oder Lebensmittel 

'-•roen oder Arbeitserzeugnisse zu mißlingen drohen.
. »eiche gilt, wenn eine gelänge Zahl von Arbeit- 

;*n einzelnen Tagen mit Arbeiten beschäftigt wird, 
»ichterledigung das Ergebnis der Arbeit gefährden 
n ....verhältnismäßigen wirtschaftlichen Schaden zur 

winde, und wenn dem Arbeitgeber andere Vor- 
ltn nicht zugemutet werden können.
*^r abgeänderte Entwurf des Arbeitszeitnotgesetzes 
:,Jr sieb selbct. W ir können hier nw  wiederholen, was 
•°n vor vierzehn Tagen feststellten: Die -Regierungs- 
‘ >st für die Unternehmer geradezu ein Freibrief zur 
ns einer gesetzliche« zehn- bis zwöJfstündigen Ar- 

‘l  — Die zahlrekjhen., Ausnahmefälle“ . welche der ne-.v 
ebenfalls vorsieht, gehen den Kapitalisten die pot- 

' andhabe, um sich bei ihrem Verlangen nach Mehr- 
die erforderlichen „dringenden Gründe des Gemein- 

emfen zu können. Und daß bei Streitfällen die m 
Wenden staatlichen Schlichter in der Regel zugunsten 

'■“inwohls“ , d. h. des Unternehrnerprofits entscheiden,
-n die Arbeitermassen besondere seit einem Jahre am 
U-ibe schon oft genug erfahren, 
gewerkschaftlich - sozialdemokratischen Rationalisie­

ren sind über den neuen ArHpitszeitnotgesetz-Entwurf 
s enttäuscht und angesichts solcher praktischen Re- 

_^r von ihnen gepriesenen „Wirtschaftsdemokratie“  
• f̂idem Entsetzen“  erfüllt. Sie müssen angesichts des 
“ ^fens ihrer sozialpolitischen Illusionen schwarz in 
^len, indem sie im „Vorw ärts" vom 25. März re- 
e$tstellen:

schaften, daß bei Vorberei. ungs- und ErgLiiznngsarbeiten die 
zehnstündige Arbeitszei. o lino eine besondere Genehmigung 
überschritten werden kann Alle diese Bestimmungen lassen 
erkennen, daß sich die U n t c r n e h m c r t i . t e  r e s s e  n in den 
Koalitionsparteien und ir. dt \r Regierung ai:f der ganzen Linie 
d i i  r c h g t - s e t z t  haben.“

Die „bewährten" Gew erkschaftsbesiteer sind natürlich 
(bitte nicht lachen) — sofort in „Aktion“  gegen das geplante 

Arbeitszeitverlängerungsgese tz getreten. Sie haben wieder 
mal einen Bittgang zum Re ichsarbeitsmiiiister unternommen,

..sie der Reicbsregierung alle Ver-
intwortung iiir die unvenneitflieh aus dieser Entscheidung der 
Xoalitionsparieien sich ergel 'enden Konsequenzen aufbürden 
müssen." —  Mehr kann man wirklich nicht verlangen. Demi 
d e „freien“  Gewerkschaften können — um ihrer eigenen Poli­
tik der Unterstützung des kapitalistischen ..Wiederaufbaues“  
treu zu bleiben — eben nur so tun. als ob si- w irklich etwas 
täien.

Die Arbeiterschaft jedoch muß erkennen, daß der lächer­
liche reformistische Protest! umr.acl nichts mit revolutionärem 
Klat.enkampf gemein hat. Der unvermeidliche Kampf gegen 
die-barbarische Geißel des Schlichtungswesens muß proletari­
scher Massenangriff gegen die A usbcutcrklasse se in und als 
solcher über den Rahmen der kapitalistischen Ge setzlichkeit 
hinausr.toücn, wenn er nicht eiii Lu fliiicb sein seil. Das Prole­
tariat muß den Weg des Kampfes zur Eroberung der w irt­
schaftlichen und politischen Macht betreten, indem cs  mit der 
reformistischen Politik radikal brich; und sich u.ater dem 
Banner der AAU. zum revolutionären '.Sturme auf die! kapita­
listischen Zwingburgen formiert.

Am 2. April haben im Reichstag die Beratungen über das 
Arbeitszeit lotgesctz begonnen. Der Rcichsarbeitslosigkeits- 
minister Brauns begründete die Regierungsvorlage und be- 
zeichnele sie als „einen wesentlichen Fortschritt“ . Iji das 
gleiche Horn blies auch der Zentrumsrmann Stegerwald, der 
Führer der von Amsterdam umworbenen christlichen'Gewerk­
schaften. Für die SPD. und die „freien" Gewerkschaften trat 
Peter G r  aßmann auf. der erste Vorsitzende des AIX1B.
Er sang tin sehnsüchtiges Lied von der «Wirtschaftsdemo­
kratie, appellierte immer wieder an die E.imieht der Unter- U11U .
neiirner und wies lobend auf den „sozialen“  ( iejst der amerika-1 dern kraft des Selhsfcrh-.i^iÜ!! •
nisclien Kapütulskönige hin. Indem Graßmann mit statistischem Verschwindet die Profitrnni-IM u V ' S m  K()nkurrenzkaillpf- 

..................... ...  » t e r

Das CrwcrbsloscnproDlem
Die Arbeitslosigkeit wächst, „stabilisiert“  sich und wachst 

•wieder. Ihre natürliche Ergänzung ist die Kurzarbeit: Die Zahl 
von 2 Millionen Arbeitsloser wird durch ebensoviel Kurz­
arbeiter ergänzt Nicht aber nur diese zwei Kategorien, son­
dern die ganze Arbeiterklasse seufzt unter der Last der A r­
beitslosigkeit; sie drückt auf die Lage der Arbeitenden; sie 
•erlaubt dem Kapital, ohne Widerstand die Löhne zu drücken, 
die Arbeitszeit zu verlängern und die Ausbeutung zu inten­
sivieren. Deshalb ist die Arbeitslosenfrage der Knotenpunkt 
der gegenwärtigen Lage der Arbeiterklasse. Ihre Lösung ist 
gleichzeitig die der Arbeiterfrage überhaupt.
IT u fi!CSC l>‘st8te,lunK Kenlfet aber nicht! Die Feststellung des 
uetxis genügt noch nicht für seine Heilung. Nur die Erkennt­
nis der U r s a c h e  des Uebels kann den Weg und die Mittel 
für seine Beseitigung ergeben. Die Beseitigung der Arbeits­
losigkeit ist eine Lebensfrage für das Proletariat

Welches sind nun die Ursachen der Arbeitslosigkeit?
Die Ursachen der Arbeitslosigkeit liegen in dem Wesen der

v s . r  n , ; f ,i0T T C und * *  lieiitig**n Gesellschafts­
systems. Die Ursache der Arbeitslosigkeit, das ist der Kapi­
talismus selbst Die Produktion ist nur durch die Verbindung 
der Arbeitskraft mit den Produktionsmitteln möglich. Heute 
sind che fcxistenzmiUel und die Produktionsmittel, ohne die die 
kraf I m ,“ 1" l,V0 Verwendung der lebendigen Arbeits-
A r b e i t i  ,Ct  '$t' dcn Hä" dcn der UourKeoisie. Die 
di > ! L r  ISt.T r.aKcr dcr 'ebendigen Arbeitskraft, ohne die 
die I roduk lonsnnttel nicht in Betrieb gesetzt werden können 
verfugt nicht übe, sie -  sind Eigentum der Bourgeoisie: die’ 

rbeitcrklasse kommt in Berührung mit den Produktionsmit­
teln und ihre Arbeitskraft findet nur produktive Verwendung 
wenn sie das Kapital vom Arbeitsmarkt dafür kauft. Geschieht 
das nicht, so liegt sie arbeits- und brotlos vor dem Arb i - 
uc weis, au der Straße. Hätte die Arbeiterklasse die Pro. 

duk lonsmittel wären sie ihr Eigentum, dann könnte sie nichts 
hindern mit ihnen zu arbeiten und Existenzmittel zu produ­
zieren. Es ist als., klar, daß in der Trennung der Produktions 
mittel von der Arbeitskraft „nd ihre K.inzessionierimTL dén 
Handen des Kapitals die M ö g l i c h k e i t  der Arbeitslosigkeit 
W I  H  u  "  StC ° b " " "  diuse M ö g l i c h k e i t  eine* 
talisten ab. W' rd> M nrt VOn d >̂ ".teressen der Kapi-

Der Kapitalist (ganz gleich, ob einzeln oder gruppenweise)
ProfitZlund d!is 7  dLT Pr0dukti0n wegen, sondern um den I rofit, und das nicht nur, weil sein freier W ille es so will son

»?d 6 l5each,ur,K verdient, daß nach § lu Ueber- 
••u nstündigen Arbeitszeit und zwar ohne irgend- 

c v J “ etrisiunK auch möglich sein soll in außergewöhn- 
, ' • die unabhängig von dem Willen des Betreffenden 
y-d nicht auf andere Weise zu beseitigen sind. Auch 
t . er"  g r ö ß t e n  M i ß b r a u c h  T ü r  u n d  T o r  

• Uer neue Entwurf soll weiter die Möglichkeit

allein nur den Kapitalisten Vorteile gebracht hat, mußte er 
gleichzeitig den Bankrott der wirtschaftsfriedliehen Gewerk­
schaftspolitik feststt-llcn. Um aber trotzdem bei den vom 
Ratiot'ilisierungv.leinl betroffenen Arbeitermassen* Eindruck zu 
schinden, sprach Graßmann demagogisch von der proletari­
schen Faust.

Lin  ihrer arbeiterbetrügerischen Demagogie die Krone auf­
zusetzen, rufen die Gewerkschaftsinstanzen — die täglie 
Zehn- und Zwölfstunden Sprüche sanktionieren — zun» „Kampf 
um den Achtstundentag“  iiuf. Dieser „Kampf" besteht darin 
daß die gewerkschaftlichen Spitzenkörperschaften in einer Er 
klärung die Arbeiter aufforckirn, „die Leistung von Ueberzeit 
arbeit fortab aus eigenem Entschluß abzulehnen.“  Das heißt 
auf deutsch: die Proletarier Sollen selbst sehen, wie sie sich 
vor den Schlägen der Schiedsspruchgeißel retten, —  denn die 
„freien" Gewerkschaften können infolge ihrer Verbundenheit 
mit der kapitalistischen Demokratie k e i n e  V e r a n t w  o r  
1 u n g  für das Zerbrechen der staaü'chen Schlichtungspeitsche 
übernehmen! Daß dem so ist, zeigt klar die Rebellion etlicher 
Bergarbeiterbataillone des Ruhrgebiets gegen das Mehrarbeits­
abkommen, die von den Gewerkschaftsinstanzen trotz ihres 
Aufrufs schnöde im Stich gelassen wurden.

Die „Aktion" des ADGB. gegen das Rationalisierungselend 
ist eben nur Bluff, nur Spiegelfechterei; sic ist nur ein Kampf 
gegen die drohende Ausschaltung der Gewerkschaften als 
staatlich zugelassene Seelenverkäufer. Angesichts dessen 
rufen w ir den Proletariern zu: Laßt euch durch das radikal 
klingende Geschrei der Graßmänner nicht ins Cockshorn jagen. 
Organisiert unter selbstgewählter Führung revolutionäre Mas­
senaktionen gegen die Kapitalistenklasse und ihre Schlichtung­
diktatur!

w i ; t r v hloMcn r . die « i * ® „  a„ f die s ,n te .
Vie der Vergangenheit, so sind auch heute die Wirtschaits- 

L isen  ein Ausdruck der Unmöglichkeit des Kapitals Absatz

l™ 2 S !  er T u  "  ?  ,in,kn- Dar“ “ S '»'«• *  Ä  lichkeit der Realisierung des Mehrwertes in Form von Profit
Z "e2  n ,7  fUr d“  Kap,,al vor.cllhaf.er, die Fabriken ^  -hließen, als wie zu nrnr H7icr.nischließen, als wie zu produzieren.

lU!i t ^ w ! ^ h t S,lIriSe\ d,e d,e Mü^ “ < “ er Arbeitslosig- Ka.it zur Wirklichkeit macht, ist wie früher, so auch heute kein
rodukt einer falschen Wirtschaftspolitik der kapitalistischen 

Klasse, wie die Reformisten behaupten. Sie ist

sdn/tsk'0 F0,KC dCS k;,pitaliMisclu‘n Systems selbst. Die^Wirt- 
tskrise ist ein Resultat des unorganisierten nhnin 

anarchischen Charakters der kapitalistischen Produkti Sen’
W e r  Kapitalist „der Kapitalgruppe p Ä ^ Ä ^ |  
der anderen und ohne Rücksicht tund ohne auch die S l i c h -  
keit dafür zu haben) auf die Absatzmöglichkeiten- . f ii - a  

die Absatzstockung und der Krach cin r  ^
Unvermeidlich is, dann auch die ÄrbLitslosi^ke«'"w- f
Arbeitslosigkeit mit dem kapitalistischen System verknü"ü Ist

s i- ^  s r  s 1“
Marx, ist ökonomisch nichts zu verstehen ab 
•er. der „Kapital produziert und verwertet und aufs PfJast r 
geworfen wird, sobald er für die Verwertungsbedürfnisse des 
Monsieur Kapital überflüssig ist.“

Es ist klar, daß die Beseitigung der Arbeitslosigkeit nur
d,UrCL  V FJeSci,? un,c i,lrer Ursachen möglich ist. d I, durch 

e Beseitigung der Planlosigkeit der Produktion, durch Ver 
bindung der Arbeitskraft mit den Produktionsmitteln Das i l  
aber nur durch die Enteignung der Kapitalisten, durch die An 

dCS Prlvate‘8entums an den Produktionsmitteln und ihre
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Verwandlung in Gemeineigentum der Arbeiterklasse möglich.
Nur dann ist eine bewußte und planmäßige Produktion, eine 
Arbeitsbeschaffung iiir alle Arbeitsfähige und Befriedigung aller 
Bedürfnisse möglich. Die Aufhebung des kapitalistischen Eigen­
tums an den Produktionsmitteln bedeutet aber V e r n i c h t u n g  
des heutigen Produktions- und Gesellschaftssystems und die 
Einführung der planmäßigen Produktion und Verteilung auf 
der Grundlage des Gemeineigentums der Produktionsmitel, 
d. h. des Sozialismus, des Kommunismus.

Die Enteignung der kapitalistischen Klasse ist erst nach 
Beseitigung ihrer Macht, d. h. nach der Zertrümmerung des 
heutigen Staates und der Aufrichtung der Diktatur des Prole­
tariats möglich. Deshalb muß der Kampf gegen die Arbeits­
losigkeit als Kampf gegen die Herrschaft der Bourgeoisie 
für die Herrschaft der Arbeiterklasse, als Kampf gegen den 
Kapitalismus für den Kommunismus geführt werden. In 
die erste Reihe dieses Kampfes gehören die Arbeitslosen. Es 
is» aber nicht und kann nicht nur ihre Angelegenheit sein. Das 
kapitalistische Ausbeuter- und barbarische System trifft nicht 
niir die Arbeitslosen, sondern auch die noch Arbeitenden: sie 
können jeden Augenblick in ihre Reihen hinabsinken, außerdem 
ist sie in Händen des Kapitals ein Mittel zur Verschlechterung 
ihrer Arbeitsbedingungen, ihrer Löhne usw. Deshalb muß der 
Kampf von den vereinigten Bataillonen der Arbeitslosen und 
Arbeitenden geführt we rden.

Nimmt das Proletariat nicht diesen Kampf auf, so kann cs 
nur Vergrößerung des Elends und Hungertod erwarten. Es 
ist eine Illusion,'eine Erhöhung der Arbeitslosenunterstützung 
zu erwarten; umgekehrt, mit dem Wachsen der Arbeitslosig­
keit ist eine Herabsetzung wahrscheinlicher. Die Gewerk­
schaften, SPD . und KPD. betieiben eine Demagogie schlimm­
ster Art. indem sie die Hoffnung auf eine Erhöhung der Er- 
werbslosenunterstiitzung und dadurch eine Verbesserung des 
Loses der Arbeitslosen beim Proletariat erwecken. Die Ar­
beitslosenunterstützung des bürgerlichen Staates bezweckt 
die Bewahrung der W are  Arbeitskraft vor einer vollständigen! 
Vernichtung und hält sie in Stand, um neuen Profit zu erzeu-) 
gen, wie die Unkosten des Kapitalismus, die er zur Erhaltung] 
seiner geschlossenen Fabrik aufwendei. Diese Unterstützung| 
jedoch hält der kapitalistische Staat im Interesse der kapita­
listischen Klasse auf einer solchen Höhe, daß der Arbeitslose, 
nicht die „Lust zur Arbeit“  verliert, d. h., daß er immer be­
reit ist, jede Arbeit gegen möglichst geringen Lohn anzuneh-l 
inen. Dabei wird diese geringe Unterstützung von dem noch 
arbeitenden Teil des Proletariats getragen; sogar wenn auch j 
die Quellen dafür Steuer auf das Kapital (wie die KPD . ver-i 
langt) wären, da alle Steuern schließlich vom Proletariat ge­
tragen werden.

Die Arbeitslosen können auch keine Verbesserung von i 
dem auf Befürwortung der (lewerkschaften, KPD. und SPD .! 
beschlossenen „Arbeltsbcscliaffimgsprogramin“  erwarten. So i 
wie es auf dem Papier stellt, verspricht es bei dem heutigen i 
Stand der Arbeitslosigkeit nur -* Jahr Arbeit. Die Steigerung 
der Arbeitslosigkeit, sowie die unvollständige Ausführung des 
Programms machen von dem Jahr Arbeit ein leeres Ver­
sprechen. Dabei wird diese Arbeit nichts anders als die den 
Arbeitslosen wohlbekannte ..produktive“  Erwerbsloscnfiirsorne. 
d. Ii. Zwang der Arbeitslosen, billigere Arbeiten (die Er- 
werbslosenunterstützimg plus einige Pfennige) fiir das Gc- 
samtkapital zu leisten, sein. Auf diese W eise dient das Ar- 
beitsbeschaffungsprogramm der Bourgeoisie mehr der Aus­
nutzung der Arbeitslosigkeit für die ausbeuterischen Zwecke 
des Kapitals. W ie  man von den obigen Palliativmittelchen 
fiir die Linderung der Arbeitslosigkeit nichts erwarten kann, 
so wenig kann man auch an eine baldige Lösung der Krise 
glauben. Die Bourgeoisie steht hilflos und überläßt wie immer 
die Lösung dem freien Spiel der kapitalistischen Kräfte und 
Gesetze. Selbst ihr Arbeitsminister glaubt, daß erst 1929 
in Folge des Geburtenausfalles während des Krieges eine Ver­
besserung des Arbeitsmarktes erfolgen kann. Dic Gewerk­
schaften, die SPD . und KPD., deren Rolle in der Verhcim-

AAU.  G r o ß - B e r l i n .
Sonntag, den 10. April 1927, vormittags 0 Uhr.

A llgem eine nirgiieder-Versiiinnnung
in den Sophien-Sälen, Zentrum, SophienstraÜe

(Portsetzung der vertagten Versammlung vom 1. April.) 
Unions-Genossen, erscheint vollzählig!

Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt!

lichting des wahren Charakters des kapitalistischen Systems 
besteht, versichern, daß sie den Schlüssel für die Lösung der 
kapitalistischen Krise besitzen, Eiir die Gewerkschaften und 
SPD . besteht die Lösung der Krise angeblich in der Erhöhung 
der Kaufkraft der Arbeiterklasse. Gleichzeitig aber wissend, 
daß das fiir dic Demagogie nach außen bestimmt ist, raten sic 
heimlich ihren Büros, von höheren Lohnforderungen Abstand 
zu nehmen, da die ökonomische und finanzielle Lage der 
Industrie sie nicht ertragen kann, weshalb sie zur Erfolglosig­
keit verdammt sind. Die KPD . versichert ihrerseits der Ar­
beiterklasse, daß die russischen Kredite eine solche Lösung 
der Krise bieten. Es ist also klar daß die großen Arbeiter­
organisationen, die sich sozialistisch und kommunistisch nen­
nen, ihr hohes Ziel darin erblicken, dem Kapitalismus aus sei­
ner Ausweglosigkeit einen „Ausweg“  zu zeigen und das in 
einer Periode, in der das kapitalistische System sein Todes­
urteil selbst gefällt hat.

Dic Aufgabe der klassenbewußten Arbeiter ist. keine 
Illusion über dic Ursachen des Elends des Proletariats und d.*s 
Auswegs aus ihm in der Arbeiterklasse unzerstört zu lassen. 
Klar ist. daß der Ausweg das W erk  der vereinigten Kräfte der 
von allen reformistischen Illusionen im kapitalistischen System 
befreiten Arbeiter ist. Um so notwendiger ist aber zu be­
tonen. daß die Proletarier fiir die Lösung der obigen schweren 
Aufgabe in die Reihen der Organisationen des revolutionären 
Klassenkampfes, die AAU. und KAP.. cintrctcn müssen.

DeüorföSion von Arbdfciose«! aufs Im ü
Die massenvcrclendendc Rationalisierungsoffensive wird 

nicht nur in den Betrieben mit der Geißel des Schlichtungs­
wesens rücksichtslos durchgcfiihrt: auch die sogenannte ..So­
zialpolitik" des kapitalistischen Klassenstaates wird planmäßig 
rationalisiert. Besonders der Zweck des kommenden Arbeits- 
losenversichcrungsgesetzes ist es. die sozialen Ausgaben fiir 
das Millionenheer der in der Profitwirtschaft überflüssigen 
Lohnsklaven auf ein Minimum zu beschränken. Dieses von den 
sozialdemokratisch - gewerkschaftlichen Instanzen prinzioicll 
gebilligte Gesetz zersplittert die Masse der Erwerbslosen nient 
nur in sieben Klassen, es beschränkt den (erst nach 20 Wochen 
Beitragszahlung berechtigten) Unterstützungsbezug nicht nur 
auf 26 Wochen, sondern enthält außerdem im S 52 folgenden 
schönen Absatz:

„Nach Ablauf von sechs Wochen seit Beginn der Unter­
stützung oder w ährend einer berufsüblichen Arbeitslosigkeit kann 
der Arbeitslose die Annahme und den \ntritt einer Arbeit nicht 
mehr aus dein Grunde verweigern, weil sic ihm nach seiner 
Vorbildung oder seiner früheren Tätigkeit nicht zugemutet 
werden könne, es sei, denn, daß ihm die Ausübung erhebliche 
Nachteile fiir sein späteres Fortkommen bringen würde.“

Die große Bedeutung dieses Paragraphen ist nicht schwer 
zu erraten. Diese Bestimmung ist nichts anderes, als eine 
Liebesgabe an die Junker und Großagrarier. Denn auf Grund 
dieser Richtlinie haben die Behörden die gesetzliche Be­
fugnis, jederzeit städtische Arbeitslose auf Rittergüter zu ver­
schicken. Die also deportierten Industrieproletarier müssen 
hier fiir einen Hundelohn ungewohnte Landarbeit verrichten: 
wer sich weigert, wird einfach vom Unterstüzungsbezug aus­
geschlossen. Auf diese Weise will die Regierung die sozialen 
Ausgaben abbauen durch „nutzbringende Verwendung der 
brachliegenden Volkskraft in den dünnbevölkerten Gebieten“

(wie es Reichskanzler Marx schon am 3. Februar ankündigttl, 
und gleichzeitig den Junkern billige Arbeitskräfte verschaffen.

Das Arbeistlosenvcrsicherungsgesetz entpuppt sich so im­
mer offener als eine Waffe, mit welcher die Bourgeoisie da* 
Elend der erwerbslosen Massen noch in klingenden Profit um­
münzen will. Diese Versklavungspläne müssen die Erwerbs­
losen zuschanden machen, indem sie gemeinsam mit den b̂ - 
triebstätigen Proletariern den revolutionären Machtkampf ge­
gen die kapitalistische Gesellschaft aufnehmen.

Die Hunger-Offensive
Aussperrung der Metallarbeiter in Schlesien.

G ö r l i t z .  4. April. Nachdem am vergangenen Freitag 
Teile der Belegschaften der niederschlesischen Metallindustrie 
die Arbeit eingestellt hat, haben die Unternehmer in Görlitz 
die Aussperrung durchgeführt. Hiervon ist vor allem das 
größte W erk, die Waggonfabrik von Busch betroffen. Da der 
Jridustriellenverband sich über ganz Niederschlesien erstreckt 
und auch in anderen Orten Teilstreiks ausgebrochen sind, ist in 
den nächsten Tagen mit der weiteren Ausdehnung der Aus­
sperrung zu rechnen.

125 (MIO Zigarrenarbeiter aufs Pflaster.
Der Reichsbund Deutscher Zigarrenhersteller hat in seiner 

letzten Sitzung den Spruch des Schlichtungsausschusses abse- 
lelmt in; 1 einstimmig beschlossen, am 2. April sämtliche Ar­
beiter mit Wirkung vom 1 f». April auszusperren. Es werden 
davon rund 125 U(X) Arbeiter betroffen.

Der Schlichterspruch sah eine zehnprozentige Lohner­
höhung vor, dic 52 ständige Arbeitswoche und außerdem noch 
Ueberstunden. die von der lo. täglichen Arbeitsstunde mit 
25 Prozent Aufschlag bezahlt werden sollte. Auch dieser Ver­
rat der Gewerkschaft ist den Unternehmern noch nicht weit­
gehend genug.

Aussperrung in der Porzellan-Industrie.
Die Unternehmer verlangen Lohnabbau und haben überall, 

wo sich die Arbeiter nicht fügen, ausgesperrt. So in Nieder- 
schlesien, Lausitz. Thüringen, Bayern. Die Arbeiter verlan­
gen Lohnerhöhung und sind in einzelnen Betrieben in den 
Streik getreten. Einen Schiedsspruch, der nicht dem vollen 
Wunsch der Unternehmer entsprach, haben diese abgelehnt, 
die Gewerkschaft hat ihn angenommen. Die Unternehmer 
haben auf die Flohtaktik der Gewerkschaften die Aussperrung 
beschlossen.

Holzarbeiterstreik in Thüringen.
Die Holzarbeiter in Neustadt, Eisenberg. Altenburg. Gera, 

Erfurt und Naumburg sind am 4. April in den Streik getreten. 
Die Bewegung geht um Hl Pfg. Lohnerhöhung sowie um die 
Anerkennung des Reichsmanteltarifs fiir Thüringen.

Aussperrung der Lederhandschuhmacher.
Die Fabrikanten der Lederhandschuhindustrie, deren Haupt- 

S t a n d o r t e  in Thüringen und Württemberg sind, haben ihren 
Arbeitern zum 15. Aprii gekündigt. Die Arbeiter haben den 
Vorschlag der Unternehmer, eine vierprozentige Lohnzulage 
mit einjähriger Laufzeit (bis 1. April 1928) zu geben, abgelehnt 
und gefordert, die vier Prozent bis zum 1. Oktober 1927 zu 
gewähren und dann neue Lohnverhandlungen anzusetzen.

Brr Donhrot? der Zellentohlift
Ueber das Fiasko der leninistischen Gewerkschaftsarbeit 

bringt dic „Entschiedene Linke“  Nr. 4 einen beachtenswerten 
Artikel, dem wir folgende Auszüge entnehmen:

Die „Eroberungs“- und ..Revolutionierungstaktik“  der KPD. 
hat schon seit langer Zeit groteske Formen angenommen. Per 
Marsch nach Amsterdam, der im Interesse der russischen 
Staatsnotwendigkeiten erforderlich ist. vollzieht sich nur lanK- 

! sam und quälend, weil die Mitglieder der KPD . ihm bisher 
; noch verhältnismäßig Widerstand entgegengesetzt haben. Pie 
Folge davon ist. daß heute noch immer ein großer Teil der 
Parteimitgliedschaft nichts von den Gewerkschaften wissen 
will, während der andere, disziplintreue bereits derartig mürbe 
geworden ist, daß er stillschweigend dic größten reformisti­
schen Schweinereien in der Gewerkschaftspolitik der Partei 
mitmacht. Es zeigt sich immer deutlicher, daß die Gewerk­
schaftseroberer von den Gewerkschaften und ihrem refor­
mistischen Geist erobert worden sind, was ja letzten Endes 
in der Absicht der Gewerkschaftspolitik der „Kommunisti­
schen“  Internationale liegt, welche einen großen linken Flügel 
der Arbeiterklasse braucht, um mit dessen Hilfe einen Druck

Ein Vddemecum iflr GewerHsdiafts 
eroDerer

Im Viva-Verlag ist ein Buch erschienen: Die Gewcrk-

auf seine politische Gesinnung gleichermaßen interessieren, 
kämpfen.“  Die Beschränkung der Gewerkschaften auf dic 
„Steigerung des Wertes der Arbeitskraft“  ( ? )  wie es an an­
derer Stelle heißt, wird ein paar Zeilen später noch deutlicher

chaftsbewegung. von Aug. Enderle.1) Es rangiert als ..Band i ; unterstrichen: „E ine sozialistische Arbeiterpartei ist dagegen
er Elementarbücher des proletarischen Klassenkampfes“ , das • »ur aktionsfahig. wenn sie im Prinzip Gleichgesinnte m ihren

.eiOt. so wie ihn die Akteure der 3. Internationale verstehen.! haJ- »«re Mitglieder müssen restlos uberzeugt sein,
ii.d soll ein Leitfaden fiir die Gewerkschaftseroberung d e r, . ,.ec UIi  Ziel der Arbeiterbewegung weit über die
CPD. sein. Sich mit dem sattsam bekannten (iewerkschafts-! !inn! 'tt1cl .̂arL' n 1 agesauf^aben hinausgeht bis zum Sturz der
atein der Moskauer, das auch den Inhalt dieses Hiichleins I Kiipital^tiselien (jesellscliatt . (S. --•)
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ausmacht, herumzuschlagen, hätte nicht viel Sinn, wenn es Die Hexenmeister des Klassenkampfes versprechen denn

machen, die Weisen dieser Eroberungswalze demnächst als | '  ozl;,l *lsmus.7 Klasscnlmie. wie Lenin sagt -  emhalt. \\ir 
Gassenhauer zu vernehmen. Deshalb wird cs sicher nicht von w crden weiter sehen, wie sich die l  eberwachungsleute der 
Schaden sein, wenn w ir uns beizeiten die Mißklänge dieser ••S0Zial|Shschen Arbeiterpartei in der I raxis betätigen sollen.ange
\\ alze vermerken, um sie nach Bedarf dann den Gewerk­
schaftsrevoluzzern in die Ohren zu pfeifen.

I.
Der in dem Buch vorgeschriebene erste Kursusabend be­

ll.
Der zweite Kursusabend sagt mehr oder minder deutlich, 

daß der Reformismus lind bekannte Klassenverrat der Gewerk­
schaften seine ökonomischen Ursachen im Aufkommen des

handelt die „Geschichte und Bedeutung der (iewerkschafts- Imperialismus hat und nicht nur ein Ergebnis der schlechten 
bewegung“ . E r  bietet wenig Gelegenheit zur Kritik, denn die Führer ist. W enn das imperialistische Kapital nach außen 
Geschichte der Gewerkschaften, die in den letzten Dezennien 1 Streit anbindet, braucht es Ruhe und Mitarbeit des Proletariats 
eine Geschichte des Klassenverrats geworden ist. kann nicht I innen, heißt es ganz richtig auf Seite 32 und d e s h a l b  
leicht von schwarz iu rot umgefärbt werden. Das Eingeständ- ..machte das Kapital, teils unter dem Druck des gewerkschaft- 
nis, daß Gewerkschaftsarbeit sich nur im kapitalistischen | liehen Kampfes — den wichtigsten Teil des Proletariats, den 
System bewegen kann, wollen w ir aber doch festhalten: j qualifizierten Arbeitern. Konzessionen in Gestalt von Lolin-

„So  Modi, daß dem Kapital kein Profit mehr übrig! erhöhungen und Arbeitszeitverkürzungen. Die Bourgeoisie hat 
bleibt, können die Löhne niemals steigen. Und so nie-; “ ab,ci das Bestreben, die Arbeiterklasse zu spalten, den einen 
drig. daß es den Arbeitern nicht mehr möglich ist. ih re1 10,1 d? r kapitalistischen Wirtschaft zu interessieren und 
Arbeitskraft zu erhalten und sich fortzupflanzen, können Hilte dieses le ils den anderen niederzuhalten. Die Mittel 
die Löhne auf die Dauer nicht herabgedrückt werden. Das tlüzu smc*: Vergrößerung der Lohnspanne zwischen quali"- 
sind die beiden Pole. die. solange das kapitalistische. ♦*♦♦•♦♦♦♦♦♦♦♦♦•♦♦♦•♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦•»♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦» 
System besteht, das Gebiet des Lohnkampfes nach unten 
und oben begrenzen. Ohne Profit raucht kein Schornstein.
Keine Arbeiterkategorie, keine Gewerkschaft kann dieses 
Gesetz durehbreehen. (S. 17.)
Lohnkampf aber ist die Aufgabe der Gewerkschaften, denn 

aui Seite 22 heißt es: „D ie Gewerkschaften müssen um Lohn, 
kürzere Arbeitszeit usw.. kurz Fragen, dic jeden Proletarier, 
jeden gegen Lohn oder Gehalt Beschäftigten ohne Rücksicht

’) Enderle: Die Gewerkschaftsbewegung, 144 Seiten. 
2,— Mk. Vereinigung Internationaler Verlagsanstaiten, Berlin.

Soeben erschien die Broschüre: 
Gewerkschaften oder Allgemeine Arbeiter-Union? 

Reform oder Revolution?
Zweite, erweiterte Auflage. — 32 Seiten staik.

Preis 15 Pfennige.
Zu beziehen durch die Funktionäre der AAU. sowie durch die 

Buchhandlung fiir Arbeiterliteratur, Berlin SO  36, 
Lausitzer Platz 13

zierter und unqualifizierter Arbeit. Zahlung von Prämien an 
Vorarbeiter, Gewinnbeteiligung für bestimmte Arbeiterkate­
gorien. Dadurch wird eine bestimmte Arbeiteraristokratie ge­
schaffen. Ihr werden Sondervorteile auf Kosten der anderen 
Arbeiter gewährt.“

Man darf nun allerdings nicht erwarten, daß die Gewerk­
schaftsverbesserer der KPD . auch begreifen, daß mit dem in­
teresse dei Kapitalisten an der Mitarbeit der Gewerkschafteü 
zugleich auch die Schicksalsfrage der Gewerkschaften gestellt 
wurde. Das imperialistische Abenteuer der kapitalistischen 
Vaterländer, der Weltkrieg, bewies nur zu deutlich, daß es nur 
ein Entweder-Oder für die Gewerkschaften gab: Entweder als 
Regulierapparat des .Wertes der Arbeitskraft" zu fungieren, 
urd damit ein notwendiger Bestandteil der kapitalistischen 
Gesellschaft zu sein —  dann waren sie auf Gedeih und Verderb 
mit ihrem kapitalistischen Vaterland verbunden. Oder sic 
mußten dic Arbeiter zum Kampf um den Sturz der kapitalisti­
schen Ordnung aufrufen und damit ihrc eigene Existenz be­
graben, denn in sozialistischer Gesellschaft haben die Gewerk­
schaften kein Wirkungsfeld mehr. Die Organisationen der sieg­
reichen Arbeiterklasse sind Sowjets oder Räte. Daß in Ruß­
land die Gewerkschaften nach der Revolution so prächtig W 
deihen, widerlegt diese Wahrheit nicht im geringsten, sonder 
ist nur ein Beweis, daß dort der Kapitalismus in seiner mi>’ 
dernsten Form das Regiment führt.

Es kann denn auch nur festgestellt werden, daß. nachdem 
schon lange die Gewerkschaftspolitik m it dem Im perialism us 
ging, mit Krieg und Kriegsende die offene Arbeitsgemeinschatt 
zwischen Gewerkschaften und organisiertem Unternehmertum 
beginnt. Zu der weiteren Brandmarkurig der Arbeitsgemein­
schaftspolitik. die in ihrem neuesten Auswuchs, —  dem Sclii  ̂
tungswesen — zur faktischen Aufhebung des S t r e ik r e c t 'to  
wird, haben w ir nichts hinzuzufügen. Die KPD. verspricnj 
nun. wenn sic einmal die Gewerkschaften erobert hat. nw 
diesem Klassenverrat zu brechen und wirklichen KlassenkatiiP« 
zu treiben. Wenn im Zusammenhang damit von dein „schlim­
men Fehler" von Revolutionären gesprochen wird, die „revolu­
tionäre Gewerkschaften“  und „Unionen gebildet“  hätten. 
Abkehr von der verräterischen Politik der Gewerkschal1'-' 
und die KPD. bei der Eroberung dieser Organisationen all*'“ 
ließen, so können w ir (denn die AAU. ist damit gemeint), d 
Leuten wirklich nicht helfen. W ir glauben in die Dinge do 
etwas tiefer hineingesehen zu haben und es liegen schon 8 
nügend Beweise dafür vor. daß auch dort, wo die KPD. 
Gewerkschaftsbeamten stellte, derselbe Arbeiterverrat betr 
ben wurde, wie von den Legien und Konsorten.

(Fortsetzung folgt.)

die Weltbankiers auszuüben, um sie gefügiger zu machen, 
ßland die notwendigen Kredite zu gewähren.
Die Gewerkschaften, die ihre-u System nach konterrevolu-

niir sind, sind eben nicht ungestraft zu erobern: die 
rteiarbeitcr werden bei dieser Beschäftigung zu ausge- 

:henen Reformisten und unterscheiden sich von denen 
Idemokratischer Färbung nur dadurch, daß sie ab und zu 

£h partei-kommunistische Phrasen dreschen, im übrigen 
sehr viel ungeschickter ihre reformistische Arbeit leisten. 

k  merken dic Arbeiter, welche noch auf dem Boden der 
rmistischen Gewerkschaften stehen, sehr genau und wäh- 
daher gleich diejenigen, welche konsequent in Refor- 

mus machen.
So häufen sich in der letzten Zeit Niederlagen auf Nieder- 
n. welche die kommunistische Parte presse nach Möglich­
schamvoll verschweigt. Desto größer werden dann dic 

anchmal vorkommenden „Erfolge“  aufgemacht.
W ie  stark besonders die Rückschläge anläßlich der 

ahlen im DMV. E s s e n  und G c l s e n k i r c h c n .  bishcri- 
Hochburgen der KPD., waren, kann man nur dann er­
eil, wenn man berücksichtigt, daß die KPD . dort alle 
igbaren Kräfte der Parteimitgliedschaft in den Dienst 

■ser Wahlen gestellt hat. Unsere Genossen berichten uns: 
„Die ganze Partei bis zum letzten Mann w ar eingestellt 

i die DMV.-Wahlen iu Gelsenkirchen und Essen. Auch der 
fB. wurde zur Fraktionsarbeit herangezogen. Ellenlange 
niischrcibcn gingen heraus und seitenlange Artikel wurden 
„Ruhr-Echo“  veröffentlicht. Die Ortsverwaltungen von 

seii, Gelsenkirchen und Duisburg sind die ausschlag- 
bendsten für das Ruhrgebiet. Ir. G e 1 s c n k i r c ii e n wai 
ch vor zwei Jahren die Ortsverwaltung in der Hand der 
brtei: da aber die Kommunisten ausgesprochen r e f o r -  

s t i s c h  arbeiteten, sagten die Arbeiter, das kann die SPD . 
I besser und wählten die offenen Reformisten. In der 

itneralversammlung am 10. 1. „durfte" der Kandidat der 
«Position I d e l  20 Minuten sprechen: dafür sprachen von 

Reformisten drei über 1 *̂ Stunden. Hiernach kam 
ompt der Schlußantrag, und a u s w ar es mit der Revo- 
m erung der Gewerkschaft.
Das gleiche Schauspiel wiederholte sich in Essen. Auf 

Bezirksparteitag in Bochum sagte der ZK.-Vertreter 
..rt. die Ortsverwaltung in Essen des DMV.. als Mittcl- 
_skt des Ruhrgebietes, müßte auf jeden Fall erobert werden, 
ie 1 das eine internationale Bedeutung hätte. Trotzdem in

Soeben erschienen:
Von der Revolution zur Konterrevolution!

(Rußland bewaffnet die Rcichswchr.)
W ichtiges Dokumcntenmaterial.

Preis nur IS Pfennig.
)eziehen durch die Obleute der AAU. und durch 

üe Buchhandlung fiir Arbeiter-Literatur. Berlin  SO  .%. 
Lausitzer Platz !3.

er Generalversammlung vor den Wahlen, wo die Listen auf- 
.tstellt wurden, die Opposition die Mehrheit hatte und ihre 
M e  S c h u b e r t  au erster Stelle gesetzt wurde, kamen 
iei der Wahl die Sozialdemokraten mit weit über 200 Stirn- 

Mehrheit durch. Im „Ruhr-Echo" vom 14. 2. vergoß die 
ibürokratie in einem Artikel: „Noch einmal siegte die 

jinheit!“  dicke Tränen über den Verlust dieser bereits 
ihren Händen geglaubten Ortsverwaltung.
In den Zahlstellen des Bergarbeiterverbandes ist überall 

las gleiche Resultat zu verzeichnen. Dic reformistlscticn 
uzen des BAV. haben bereits unsere Genossen soweit ein- 
cift, daß sie gegen das „Ruhr-Echo" stimmen und dessen 

chreibweisc verurteilen. Diese Genossen sind soweit im 
eformismus versumpft, daß sie den Parolen der KPD . ü b e  r- 
a u p t n i c h t  m e h r  f o l g e n .  Die Konferenzen er koiti- 

nuii stisehen Betriebsräte im Ruhrgebiet werden durch­
schnittlich von höchstens 25 bis 30 Prozent der Mitglieder 
sucht. Dagegen haben dic von den R e f o r m i s t e n  cin- 

Kladcncn Betriebskonferenzen einen Besuch von 60 bis 
Prozent der kommunistischen Betriebsräte aufzuweisen. 
Siegt aber irgendwo einmal eine Opposition, die noch 

inigermaßen oppositionell ist, wird sic einfach von den Gc- 
trkschaftsbonzen nicht anerkannt. Infolgedessen ist eine 
forke Stimmung gegen die Gewerkschaften unter den Ar­
bitern vorhanden: große Teile der Arbeiter sind nicht mehr 
»Kanisiert. Selbst von der früheren „Union",- die im Ruhr­
sbiet bestand, wollen die Arbeiter nichts mehr wissen. Auf 
ner kürzlich einberufenen Gründungsversammlung, mit dem 

wecke, von neuem diese „Union“  aufzuziehen, erschienen 
ze 15 Mann.“
Die vorstehend, nach den Berichten unserer Genossen ge- 
lderten Verhältnisse in einem der größten Industriegebiete 

Deutschlands zeigen mit aller Deutlichkeit, daß der Verrat 
r Gewerkschaften dic Auswirkung hat. daß große Teile der 

Arbeiter aus diesen konterrevolutionären.'* Organisationen 
«rausgehen, während auf der anderen Seite dic ehrlichen 
Arbeiter der KPD. durch die konterrevolutionären Parolen 
ier Partei zu ausgesprochenen Reformisten werden. Es gilt, 
f*n in die Indifferenz tretenden Arbeitern die Notwendigkeit 
per Organisation zu zeigen, bei welcher ein solcher Verrat 
beschlossen ist. Die Arbeiter müssen verstehen, daß die 
«rufsspezialisierung der freien Gewerkschaftsverbände diese 
a einer stumpfen W affe für das Proletariat macht, weil sie 
'on vornherein gegenüber dem stark konzentrierten Kapita- 
äsrnus be; Kämpfen ins Hintertreffen geraten müssen. Dazu 
formt noch das Bestreben der Gewerkschaftsbürokratie, im 
j"teresse der Erhaltung ihrer sozialen Stellung jeden ernst­
sten Kampf zu vermeiden. Die Gewerkschaften sind also, 
Reibst wenn es gelänge, die schlechten reformistischen Führer 

c h  gute, ehrliche Arbeiter zu ersetzen, ihrem System nach 
Verstande, entscheidende Kämpfe zu führen.

Auch die „Industrieverbände" sind heute gegenüber dem 
'■ark organisierten Kapitalismus nicht stark genug. Sie sind 
’-ich hrer ganzen Organisationsform letzten Endes weiter 

hts, als Konkurrenzorganisationen der freien Verbände, die 
I-nau so wie diese versuchen, nach reformistischer Art im 
fähmen der bestehenden kapitalistischen Wirtschaftsordnung 
'erbesserungen für die Arbeiter herausholen.

Die Arbeiter müssen also daran gehen, sich in einer 
JrKanisation zu sammeln, welche der Form und dem Inhalt 
' -ch die Garant e bietet, daß ausbrechende w irtschaftliche 
*ïmpfe sich entwickeln und auswachsen können zur General* 
•“'finandersetzung mit dem Kapital, zum Kampf um die poli- 
•che Macht der Arbeiterklasse. Dazu ist notwendig, eine 
'e te. machtvolle Organisation, in welcher die Proletarier 
,!ler Berufe und Industrien, als Klasse ihre Kämpie lühren. 
f 1*! das Entstehen einer an Kämpfen uninteressierten Biiro- 

tie zu verhindern, muß diese Organisation auf dem Räte- 
?fczip aufgebaut sein. Der Ausgangspunkt dieser breiten 
Massenorganisation kann nur dort sein, wo sich die täglichen 
- /nflikte zwischen Kapital und Arbeit abspielen, in den Be- 
toben. Das Proletariat, zusammengefaßt in dieser Klassen- 

s:>nisation. ausgehend vorn Betrieb und ausgehend von den 
t'len, wo dic große Armee der Erwerbslosen, ebenfalls 

t sortiert nach Berufen, zusammenkommt, den Stempel­
t e n ,  wird auf diese Weise in der Lage sein, machtvoller 
‘ bisher und breit angelegt seine Kämpfe gegen den Kapi- 
‘ lismus zum Siege zu führen.

A ü i ä i e r y ä iT i  e r c & e r !  e in « ; H o c h b u r g  ü o ^ a u s
Der „Vorw ärts" veröffentlicht am 27. März folgenden 

Siegcsbericht: _  , „
Die Neuwahl der Ortsverwaltung des Deutschen Metall­

arbeiterverbandes in E ß l i n g e n  a. N. zeigt einen erfreulichen 
Fortschritt im Gesundungsprozeß der Gewerkschaften. Eß­
lingen war in den vergangenen Jahren eine kommunistische 
Hochburg. Nun sind aber im Laufe des letzten Jahres dic Mit­
glieder der dortigen Mètaliarbeiter-Vcrbandsverwaltung samt 
den drei angestellten Geschäftsführern aus der Kommunisti­
schen Partei ausgetreten oder ausgeschlossen worden und 
haben sich der Amsterdamer Richtung angeschlossen Sie 
sollen jetzt abgesägt werden. Die Amsterdamer Kandidaten 
wurden jcdoch mit 731 kckcu 556 Stimmen Kowulilt.

*

P o ü z e l a u f g e b o *  ö e a e n  O p p o s i t i o n e l l e
Am 16. März hielt der freigewerkschaftliche Friseurver­

band seine zweite Generalversammlung ab. W ie  dic ..Rote 
Fahne“  vom 24. 3. berichtet, hatte nicht ein einziger oppo­
sitionsverdächtiger Kollege eine Einladung erhalten. Es wurde 
festgestellt, daß ein Drittel der Anwesenden nicht eingeladen 
war. Diese Schiebung wurde natürlich gedeckt vom Ver­
bandsvorstand. der mit Mehrheit wiedcrgcwählt wurde.

Ein noch tolleres Stück leisteten sich aber die sozialdemo­
kratischen Besitzer des Friseurverbandes bei der Vorstands­
wahl zu der die beiden Richtungen Amsterdam und Moskau 
besondere Flugblätter mitgebracht hatten. Die „Rote Fahne" 
berichtet darüber: _ . .

„Während die Flugblätter der Reformisten auf die I ischc 
gelegt wurden, drohte man den Flugblattverteilern der Oppo­
sition mit Polizeigewalt. Eine Anzahl Grüne war dazu auf-
geboten.** , , -

Das ist ein konkretes Beispiel der Bonzendemokratie in 
den Gewerkschaften. Die Proletarier stoßen auf die kapita­
listische Polizeigewalt, wenn sie die Gewerkschaften erobern 
wollen. Drastisch wird hier den KPD.-Arbcitern vordemon­
striert. daß die Amsterdamer Verbände ein Stiick der bürger­
lichen Gesellschaft sind und deshalb nicht revolutioniert werden 
können.

Wirtschaft
Der Ä r D c ü s s n a r K ä

Die Arbeitslosigkeit im Reiche.
Die Zahl der Unterstützten (Hauptunterstiitzungsempfäii- 

.^r in der Erwerbslosenfürsorge und in der Krisenfürsorge) 
ist von rund 1 954 000 am 15. Februar 1927 auf 1 (>(>1 JMMi am 
15 März I ‘»27 znrückgegangen. Der Rückgang beträgt also 
im letzten Monat 293 000 gleich 15 Prozent. Im einzelnen be­
trug die Zahl der Hauptunterstützungsempfänger in der Er- 
werbsloscnfürsorge am 15. März 1927 1 438 000 männlich 
1 225 «MH» weiblich 213 000) gegenüber 1 095 00o (männlich 
1 457 000 weiblich 238000) am 1. März 1927 und 1 7(>1 (Mk) 
(männlich 1509 000. weiblich 252 000) am 15. Februar 1927. 
Der Rückgang in der Zeit vom 1. bis 15. März 192/ beträgt 
also rund 257 000 gleich 15.2 Prozent. Die Zahl der Zu- 
schlagscmpfänger (unterstützungsberechtigte Familienange­
hörige) ist im gleichen Zeitraum von 1 982 000 auf 1 (>(>9 000 
zurückgegangen .

Die Zahl der Hauptunterstiitzungsempfänger in der Kri­
senfürsorge ist in der Zeit vom 15. Februar 1927 '’>s zum 
15. März 1927 von 193000 (männlich 159 000. weiblich 34 OOo) 
auf 223 000 (männlich 183 000. weiblich 40 000). also um 
30 000 gestiegen. •

Sinkende Arbeitslosigkeit in Berlin.
Nach dem Bericht des Landesarbeitsamts waren am 

2. April 242 827 Personen bei den Arbeitsnachweisen Berlins 
eingetragen gegen 251 142 der Vorwoche. Darunter befanden 
sicii 160.348 (166 881) männliche und 82 479 (84261) weibliche 
Personen. Erwerbslosenunterstiitzung bezogen 96 575 (102 318) 
männliche und 38957 (41 137) weibliche, insgesamt 135 532 
(143 455) Personen. Außerdem wurden noch 37 330 (37 733) 
Personen durch die Erwerbslosenhilfe der Stadtgemeinde 
Berlin und 31 519 (.30 809) Personen durch die Krisenfürsorge 
unterstütz^__Bei Notstandsarbeiten wurden 89*4 (8892) P e r­
sonen beschäftigt. Die Zahl der zu gemeinnützigen Pflicht­
arbeiten Ueberwiesencn betrug 16 gegen 37 der Vorwoche.

Es überwog in der Berichtswoche wieder die Anforderung 
weiblicher und jugendlicher Arbeitskräfte. Die Metallindustrie 
stellte insgesamt 1200 Personen ein. In der Hauptsache sind 
die Einstellungen wieder auf dic Belebung der Saisonindustrien 
zurückzuführen, auf Landwirtschaft und Baugewerbe und deren 
Hilfsindustrien.

im Distrikt St. Louis um 63,3 Prozent. Für einzelne Branche:! 
liegen noch keine Ziffern aus allen Federal Reserve D h  riku-u 
vor. Immerhin ist hervorzuheben, daß im New Yorker Dist.ü'.t 
der Absatz von Diamanten — häufig ein gutes Kenr.zcclier. 
für den Stand der Kaufkraft im allgemeinen —  um 35,1 Prozent 
im Vergleich mit Januar 1920 zurückging und der von Schmuck 
im allgemeinen um 11.4 im New Yorker Distrikt und um 11.5 u 
Philadelphia. Für elektrische Artikel verschiedener Ari ergib: 
sich ein starker Rückgang fiir den D :strikt Atlanta, nämlich u n 
20.2 Prozent, während die entsprechenden Ziffern für Phila­
delphia. St. Louis und San Frqnciso 9,5. 5.0 und 5,2 lauten.

Insgesamt war das Jahr 1920 für die USA. noch ein Rekord- 
jalir. Die gewaltige Produktionssteigerung war aber nur mög­
lich, weil das amerikanische Kapital infolge seiner technischen 
Ueberlegenheit über die immer mehr zur Rationalisierung 
schreitenden europäischen Industriestaaten auf dem W elt . k; 
erfolgreich konkurrieren konnte und nicht zum geringsten lei'.e 
auch, weil die englische Industrie zum großen Teile infolge des 
Bergarbeiterstreiks still lag. Die gewaltige Ausfuhrstcigerimg 
Amerikas zeigen folgende beiden Tabellen (in Millionen D ji.a r )- 

Ausfuhr aus den USA. nach
1910/14 1921/25 1925 1926

England 568 941 1034 972
Kanada 315 619 (>49 738
Deutschland .304 383 470 364
Frankreich 1.39 265 280 264
Japan 45 242 230 261
Australien 39 111 149 169
Kuba 63 181 199 160
Italien 66 185 205 157
Argentinien 47 117 149 144
Niederlande 105 1.38 142 136
Mexiko 53 140 145 135
China 22 104 94 110
Brasilien .31 00 87 95
Britisch-Iiidien 11 40 41 53
Niederländsich-Itidien 3 17 19 28
Britisch-Mala.N a 3 8 11 14

Einfuhr in die USA. aus 
1910/14 1921/25 1925 1926

England 279 356 413 383
Kanada 117 394 454 476
Deutschland 176 132 164 198
Frankreich 130 148 157 152
Japan 85 335 384 401
Australien i£ JO e r 46
Kuba m .300 251
Italien 51 79 102 103
Argcnticncn .33 8.3 80 88
Niederlande .35 71 93 102
Mexiko 79 147 179 109
China 35 142 169 143
Brasilien Z 111 152 222 235
Britisch-Indien 66 136 19.3 207
Nicdcrläiidisch-Indicn 9 55 96 120
Britisch-MahiN a 25 153 314 .384

Trotz der gewaltigen Ausfuhrsteigerung geht die Kaufkraft
in den USA., wie w ir oben zeigten, rapid zurück. Die Aus-

gfrisensumpfoine in USA.
Die Expansionsmöglichkeit der Wirtschaft der Vereinigten

Staaten von Nordamerika stößt immer härter auf ihre histori­
schen Schranken. Die Marktübersättigung des amerikanischen 
Inlandes tritt von Vierteljahr zu Vierteljahr immer deutlicher 
in Erscheinung. Das Mekka der deutschen Gewerkschaften, 
der Reformisten aller Länder, nähert sich dein Krisenstrudei 
Europas. Der Konkurrenzkampf der amerikanischen Automobil­
könige gegeneinander, die großzügigen Konzentrationen i.i d ir  
amerikanischen Automobilindustrie und die wahnsinnige Ra­
tionalisierung im Gefolge sind deutliche Zeichen. Hängt doch 
von der Automobilindustrie —  dem Zentrum der USA.-W irt­
schaft —  zum entsheidenden Teil die Schlagkraft des amerika­
nischen Kapitals ab.

Die amerikanische Automobilindustrie, ihre Produktions­
einschränkung, ihre Bedeutung für die amerikanische W irt­
schaft und ihre Aussichten, unter besonderer Berücksichtigung 
der katastrophal rückläufigen Bewegung der Ford-ProJuktion 
werden w ir in der nächsten Nummer des „Kampfruf" in ;incm 
besonderen Aufsatz behandeln. Heute wollen wir nur die sich 
in Amerika bemerkbar machenden Krisensympton e und die 
Anstrengungen des amerikanischen Kapitals auf dem Weltmarkt 
berücksichtigen.

Die zunehmende Uebersättigung des amerikanisch.*!! m- 
landmarktes erhellt aus der Statistik über den Großhandeis­
umsatz in den USA. selbst. Das Federal Reserve Board (das 
amerikanische Handelsamt) gibt auf Grund der ihm zugehe*iden 
Berichte von Großhandelsfirmen verschiedener Branchen oc- 
kannt. daß die Umsätze im Januar den niedrigsten Stand se t 
iv>22 erreichten. Während im allgemeinen im Januar st.-ts :m 
Vergleich mit dem Vormonat, der durch das Weihnachtsgeschäft 
beeinflußt wird, ein gewisser Rückgang ein tritt, war in d^seni 
Jahre auch im Vergleich mit Januar 1926 ein merklicher Rück 
gang zu bemerken. Prozentual stellt sich dieser Rückgang 
gegen Januar 1926 für die einzelnen wichtigeren Geschäfts 
zweige folgendermaßen dar: Lebensmittel 4.0. Textilwaren 9.3, 
Schuhe 4.5. Metall- und Eisenwaren 7,0. Drogen usw. 1,7, Land­
wirtschaftliche Maschinen und Geräte 12.0. Im Süden nament­
lich scheint die Absatzkrise in der Baumwollproduktion ins Ge­
wicht zu fallen: für Dallas (Te.v.s) Federal Reserve DistriKi 
wird ein Rückgang für landwirtschaftliche Maschinen usv\ um 
45,6 Prozent gemeldet, gegen einen Landesdurchschnitt von !2/> 
Prozent. Im Distrikt Richmond ging der Umsatz von Möbem 
und Hauseinrichtungsgegenständen um 42,9 Prozent zurück and

fuhr wurde erzwungen mit der ins Fabelhafte gehenden Ratio­
nalisierung. Der Rationalisierung sind aber ganz natürliche 
Schranken gesetzt durch die Aufnahmefähigkeit des W e lt­
markts. durch die Rationalisierung in Europa und durch die 
neu erstehenden Industrien in den kolonialen Abnehmerstaaten, 
die. so rückständig sie auch beginnen mögen, ihre Produktivität 
weit mehr steigern als die durch sie erschlossene K ufkraft. 
was ja schließlich das Wesen des Kapitalismus ausmacht Die 
Tabellen zeircn diese Tendenz bereits ziemlich ausgeprägt an.

So ist fiir das abgelaufene Jahr auf der Ausfuhrseite in 
erster Linie hervorzuheben. daß zum erstenmal dic Ausfuhr nach 
Europa, das selbst rationalisiert, unter die Hälfte der Gesamt­
ausfuhr sank. Während sich für die Jahre 1891— 1895 die Aus­
fuhr auf ungefähr vier Fünftel (79,5 Prozent) der Gesamtaus­
fuhr belief, war der Anteil iu den fünf Jahren 1911— 1915 auf 
63,2 Prozent gesunken und fiir 1921-25 auf 52.7 Prozent. Für 
1926 betrug der europäische Anteil an der Gesamtausfuhr sogar 
nur 48 Prozent. Andererseits ist der Anteil von Südamerika, 
Asien und Australien, also jener Staaten, dic um ihre w irt­
schaftliche Verselbständigung kämpfen, weiter gestiegen.

Auf der Einfuhrseite ist der Anteil Asiens und Südameri­
kas, d e r : Hauptrohstofflieferanten der Vereinigten Staaten, 
weiter gestiegen, namentlich der asiatische Anteil, der mit 31,6 
Prozent nahezu ein Drittel der Gesamteinfuhr erreichte, wäll-

J u g e n d g e n o s s e n !
Rüstet zur 

Osterfahrt nach Hamburg!

rend der Anteil Europas, Kanadas und Australiens einen Rück­
gang aufwies. Europa lieferte im Durchschnitt der Vorkriegs­
jahre nahezu die Hälfte der amerikanischen Einfuhr, während 
fiir 1920 dieser Anteil auf 29 Prozent zurückgegangen war. IrT 
dem gleichen Zeitraum hat sich der Anteil Asiens verdoppelt.

In absoluten Ziffern ist natürlich der Handelsverkehr mit 
Europa immer noch sehr beträchtlich. Wenngleich die Aus­
fuhr nach Europa fiir 1926 einen beträchtlichen Rückgang auf­
weist. nämlich 2310 Millionen gegen 2604 Millionen für 1925, so 
ist doch dieser Betrag immer noch erheblich größer als die 
Ausfuhr nach Asien, die 1920 den Betrag von 505 Mill. er­
reichte, gegen 487 Mill. im Vorjahr und gegen 121 Mill. im 
Durchschnitt der Vorkriegsjahre.

Auf der Einfuhrseite tritt die Umwandlung der Vereinigten 
Staaten zum Industriestaat und die enorme Steigerung ihrer 
Technik weit deutlicher in der scharfen Zunahme der !<oh- 
materialeinfuhr hervor, die wiederum durch die enorme Ent­
wicklung des Bedarfs an Rohgummi im Lauf der letzten Jahre 
bedingt wurde, der bis jetzt fast ausschließlich aus Asien kommt. 
Auf der Ausfuhrseite zeigt sich die entsprechende Steigerung 
der Ausfuhr von Fertigfabrikaten, vorzugsweise nach nicht- 
europäischen Ländern, während hinsichtlich der Ausfuhr nach 
den älteren Industriestaaten wie England und Deutschland iier- 
vorgehoben wird, daß beide ihren amerikanischen Bedarf an 
Fertigfabrikaten nach Möglichkeit einzuschränken suchen.

Dieselbe Tendenz, die der amerikanische Export aufweist, 
zeigt auch der Kapitalexport auf. Trotzdem Europa noch 
große Summen erhielt, ging doch der größere Teil der Kapital­
ausfuhr nach nicl’teiiropäischen Staaten. Südamerika. Kanada, 
Australien, Asien. Sicher erschließen sich die USA.-Kapitalistcn 
durch ihren Kapitalexport im Auslände Kaufkraft und Absatz­
möglichkeiten fiir ihre Industrie. Man braucht aber auch hier 
wieder nur auf die Automobilindustrie zu verweisen, um zu be­
greifen, wo dieser W eg hinführt. Zum Teil verlegt Amerika 
Produktionsstätten nach dem ’Auslände, zum Teil erwirbt cs 
solche, um seine überseeische Kundschaft mit Waren zu ver­
sorgen, die es im Inlande so billig nicht herstellen kann. Die 
Auswi-kung haben w ir schon eingangs aufgezeigt mit der Ein ­
schränkung des amerikanischen Inlandskonsums. Auch Kapital­
export und Auslandsproduktion beschneiden im Inlande die 
Kaufkraft und dic Produktion, wenn Aaslandsabsatzmärkte lii 
kapitalistisch noch nicht erschlossenen Ländern nicht mehr in 
demselben Maße erschlossen werden können, als die ein­
heimische Industrie im Kampf um die Kundschaft die Produk-
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tivität zu steigern gezwungen ist. Die „Europäisierung" Ame­
rikas ist zweifellos iin Gange. Die USA. nähern sich dem euro­
päischen KrKenvtmdc!, mögen Gew erk,J.u .ten  und Sozial­
demokratie noch so sehr mit dem Laufband und dem Dollar 
sympathisieren, mag ihnen die KPD . noch so sehr die Prole­
tarier zutreiben.

Zur Rddishonfcrenz
Bcmerkuimen zur Taftiih-DebdUe

Aussprechen, was ist!
In der Berliner Diskussion sind einige Fragen in falschem 

Lichte erschienen, so dali heute trotz des Zentralausscliusscs 
der Partei eine Reihe von verwirrenden Mißverständnissen 
aufgetaucht sind. Ls hat so schier den Anschein, als wären 
w ir iu die Zeit der Auseinandersetzung mit den „Essenern" 
zurückgeworfen. Worum geht es? Geht es um grundsätzliche 
Differenzen? Nein, in der Einschätzung der kapitalistischen 
Krise und ihrer Perspektive gibt es keine unterschiedlichen 
Auffassungen. Es geht darum, eine teilweise „taktische Ein­
stellung“  mit Stumpf und Stiel auszurotten, die allein mit dem 
Schlagwort „Todeskrise“  alles beweisen will und dann dafür, 
dali sie damit nichts beweisen kann, grollend die dummen A r­
beiter verantwortlich macht.

Es ist wieder die altbekannte Vogelscheuche in die Dis­
kussion geworfen worden, mit der damals die „Essener“  reich­
lichen Unfug getrieben haben: ..Ihr wollt Lohnkämpfe führen!" 
Ein I eil unserer Genossen hat in den langen Jahren eines 
isolierten, fast aussichtslos erscheinenden, übermenschlichen 
Kampfes allmählich vergessen, was wir („Kampfruf", Jahrg. 
1922) den Essenern Privateigentums-Theoretikern darauf ant­
worteten: Es Kelit nicht um die f rage „Fü r oder gegen den 
Lohnkampf!“

Die Aufgabe der' Union ist die Sammlung der klassenbe­
wußten Arbeiter zum Kampf um die Macht und die Pro­
duktion. Stehen die wirtschaftlichen Kämpfe im Gegensatz zur 
Revolution? Sind sie also konterrevolutionär? Wenn ja. dann 
hat die Union die Pflicht, von vornherein mit allen Mitteln 
diese Lohnkämpfe zu bekämpfen. Das wäre dann immerhin 
eine Logik, wenn auch die Konsequenz dieser Logik der offene 
Streikbruch ist. Sich aber trotzdem „solidarisch“  am Lohn­
kampf zu beteiligen, wäre dann übelster Opportunismus und 
gleichfalls — konterrevolutionär.

Nun stehen aber die wirtschaftlichen Kämpfe tatsächlich 
nicht im Gegensatz zur Revolution und darum braucht der 
Revolution^' kein Streikbrecher werden U<t  Klassenkampt 
(nicht als leerer IJegrilf, sondern als Realität) basiert auf den 
täglichen sozialen Konflikten zwischen Kapital und Arbeit. In 
seiner Niederuamtsperiode muH das Kapital das proletarische 
Lebensniveau immer tiefer herabdrücken. Rationalisierungs­
geillei und Schliclitimgspeitsclie sind dazu die Mittel des Ka­
pitals und seiner gewerkschaftlichen Lakaien. „Der Widerstand 
gegen die Ilungeroffensive und Schlichtungspraxis der Demo­
kratie" sagt der Thesen-Entwurf (IV ) richtig „w ird zum 
Dreh- und Angelpunkt der Massenaktion gegen die kapita­
listische Legalität". Die wirtschaftlichen Kämpfe sind also die 
VulkaiHiiicllcn der Revolution. Die Revolution, der Kampf um 
die wirtschaftliche und politische Macht ist dabei der höchste 
Punkt im Klassenkampf zwischen Kapital und Arbeit. Und wer 
Augen hat, zu sehen der muß erkennen, daü die Eragestellung 
„Fü r oder gegen Lolmkampf“  kompletter Irrsinn ist!

Welches Verhältnis muß nun dic Union zu den wirtschaft­
lichen Kämpfen einnehmen? Die Union muß den Arbeitern die 
politischen Konsequenzen des Kampfes vor Augen halten und 
gegen die Führung und Umbiegung des Kampfes durch die 
Gewerkschaften und gesetzlichen Betriebsräte ankämpfen. Was 
müssen die Unionisten also tun, wenn die Arbeiter sich aui 
diese ihre Kampfplattform stellen? Sie müssen dann die Füh­
rung des Kampfes übernehmen; n i c h t  deshalb, weil sie die 
Führung des Lolmkampfcs als ihre A u f g a b e  betrachten, 
sondern deshalb, weil sie sich sonst jeder Möglichkeit be­
gehen würden, diesen anfänglichen Lolmkampf ausziiweitcn 
und zum revolutionären Machtkampf vorwärtszutreiben. Das 
ist die Kardinalfrage: das ist die Lebensfrage der Allgemeinen 
Arbeiter-Union. Denn im anderen Falle muß sie die Arbeiter 
wieder den Orgeschgewerkscliaften ausliefern und kann ihre 
Aufgabe der Sammlung der klassenbewußten Arbeiter für die 
proletarische Revolution nicht erfüllen: sie hätte somit keine 
Existenzberechtigung. Daran gibt es nichts zu drehen und zu 
deuteln, liier gilt es Farbe bekennen. Hier muß klar ausge­
sprochen werden, was ist!

Der Antrag des 3. Bezirks unterstellt einfach, daß von 
anderer Seite (Thesen-Entwurf) der ..Brotkampf" —  übrigens 
ein Begriff, den inan ruhig den Syndikalisten überlassen sollte

als solcher als Kampf um die Revolution angesehen wird. 
Das wäre natürlich ein ebenso großer Unsinn, wie die Ideali­
sierung der russischen Nep als Kommunismus. Mil solcher 
Vorwegnahme läßt sich prächtig Prinzipien reiten, wobei na­
türlich alle Schlußfolgerungen, besonders das famose Beispiel 
von 1918 vollkommen deplaziert sind. Aber eine Wendung 
klingt für revolutionäre Marxisten höchst befremdend. Es 
wird gesagt: wenn ein Lolmkampf ein Kampf um die Revo­
lution ist (welche Auffassung kein einziger Genosse vertritt), 
dann muß man Lohnkämpfe propagieren und dann wird die 
„Ideologie des Klebens an den materiellen Dingen erzeugt". 
Abgesehen von dem leisen Anklang an die Essener Privat- 
eigentumstheorie muß doch gesagt werden, daß eine solche 
Ideologie gar nicht „geschaffen" werden kann, da sie aus den 
materiellen Produktionsverhältnissen erwächst. Der Klassen­
kampf und sein höchster Punkt, die proletarische Revolution, 
ist eine höchst materielle Angelegenheit; und auch die Hin­
gabe des Revolutionärs an die Sache entspringt letzten Endes 
den materiellen Interessen seiner Klasse. W ir  wollen nicht 
hoffen, daß die Antragssteller aus der AAU. einen altruisti­
schen Verein machen wollen.

Eines müssen wir noch sagen, was nicht ist: nämlich ein 
rechtzeitiger, klarer und eindeutiger Thesenentwurf, d. h. keine 
Thesen. wo in zwei knappen Sätzen die Kernfrage der Taktik 
behandelt wird, die man dazu noch aus allgemeinen, z. T. in 
diesem Zusammenhang überflüssigen. Ausführungen mühsam 
herausfischen muß. Dann sind solche Anträge verständlich. 
Auf der einen Seite wurde der Antrag des 3. Bezirkes damit 
begründet, daß Kämpfe um bessere Lohn- und Arbeitsbedin­
gungen konterrevolutionär sind, was bestimmte, vorhin ge­
zeigte logische Konsequenzen nach sich zieht. Auf der anderen 
Seite spricht sich der Antrag selbst in ganz gewundener Weise 
doch dafür aus. daß wir in Lohnkämpfen, wenn sie schon 
Massenbewegungen geworden sind, iiir Aktionsausschüsse ein- 
treten sollen, die nach vollzogener Wahl vor die Frage der 
Revolution gestellt werden sollen: von der Antwort hängt 
dann das „aktiv revolutionäre Verhalten“  ab.

Soll nun unser aktiv revolutionäres Verhalten einsetzen. 
nachdem die Aktionsausschüsse sich auf unseren Boden stellen? 
Oder wenn die auf unser Anraten gewählten Aktionsausschüsse 
dann nicht in unserem Sinne arbeiten? In jedem Falle müssen 
w ir natürlich aktiv revolutionäres Verhalten an den Tag legen. 
Die ganze Futmulierung und Fragestellung ist unklar und 
widersinnig dazu; sie bat höchstens den einen Sinn, eine be­
stimmte. zwangsläufige, gewohnheitsmäßige „starre Einstel­
lung“  zum Prinzip der Union zu erheben.

Interessant ist demnach, daß nach dem Antrag in den 
Kämpfen um bessere Lohn- und Arbeitsbedingungen — aller­
dings auf Umwegen, die das in der Praxis wieder illusorisch 
machen! — „bedingt" die Führung d i e s e s  Kampfes durch

die Union erfolgen soll. Zum Donnerwetter nochmal, wozu 
stellt man dann diesen Antra? überhaupt! W as ist an den 
I h e s e n  falsch? W ird  darin nicht, wenn auch in gedrängter 
Form, ausgesprochen, wodurch die Führung der Kämpfe, die 
anfangs naturgemäß „U ro t“ -Charakter tragen, durch dic Union 
bedingt w ird? Wenn die Genossen des 3. Bezirks das als 
richtig anerkennen: wozu dann das ganze spekulative Frage- 
und Antwortspiel von „bedingt“  und ..unbedingt"? Wenn die 
Diesen infolge der „konzentrierten“  Formulierung nicht klar 
und eindeutig genug sind, soll man sie in diesem Sinne ve r­
bessern. Auf keinen Fall ist es angängig, die schon vorhandene 
Unklarheit durch derartige neue Anträge zu vergrößern.

Aber in diesem Antrag guckt verschüchtert, den Genossen 
unbewußt, der Essener Pferdefuß der ZweSseelen-Thcorie her­
vor. Erst will man sich für Aktionsausschüsse einsetzen und 
dann von deren Verhalten das „aktiv revolutionäre Verhalten" 
abhängig machen. W as heißt das? Warum sagt man nicht, 
daß die Union bei der W ahl die Belegschaft vor die Frage 
ihrer Kampfplattform stellt und im positiven Falle durch ihre 
Mitglieder in den Aktionsausschüssen die Führung des Kampfes 
zum Zwecke semer revolutionären Vorwärtstreibung über­
nimmt? Warum versteckt man sich hinter dem ..aktiv revo­
lutionären^ Verhalten". das alles und gar nichts besagt? Haben 
einzelne Genossen noch Essener Bauchschmerzen von wegen, 
daß der tägliche Teilkampf im Gegensatz zur Revolution steht, 
daß wohl die Unionisten privat ihren „egoistischen“  Interessen 
nachgehen müssen, daß aber die Union die diesen zuwider­
laufenden revolutionären Klasseninteressen zu vertreten hat? 
Das ist die Frage und hier scheiden-sich dic Geister!

Der Antrag des 7. Bezirks, auf den in diesem Zusammen­
hang noch kurz eingegangen werden muß. ist ein zweifacher 
Widerspruch in sich. Einmal wird richtig von der Aufgabe 
der revolutionären Zuspitzung der wirtschaftlichen Kämpfe 
gesprochen und dann werden .sozialrcformistischc Kämpfe“ , 
die Voraussetzungen für die revolutionäre Ausweitung, glatt 
abgelehnt. Der Widerspruch liegt klar auf der Hand. Ferner 
stellt sich der 7. Bezirk auf den „alten" Standpunkt gegenüber 
den „Essenern und lehnt dazu im Gegensatz eine Aenderung 
der bisherigen Taktik ab. ebenso w ie der 3. Bezirk. Aber 
gerade der erste Widerspruch zeigt, wie man langsam von 
der damaligen Plattform gegenüber den Essenern abgerutscht 
ist- Das gilt es gerade zu überwinden und damit die hieraus 
resultierende bisherige unklare „starre Taktik“ , die bei einem 
le:l der Genossen riiü ier weise schon so zur Gewohnhei 
geworden ist. daß sie diese mit unserer Stellung gegenübe 
den Essenern identifizieren.

Die Frage ist einfach so: Stehen w ir noch auf dem Boden 
unserer Stellung zu den Lohnkämpfen. dio mit m r Ai^n-.i 
der „Essener“  führte? Dann müssen w ir uns klipp und kla 
dazu bekennen, ohne sich von, eines Revolutionärs unwürdigen 
Angstgefühlen vor dem Verlust einer märchenhaften „revolu 
tiomiren Reinheit“  leiten z.i lassen, auf die man sich teilweise 
durch allzu bequeme und primitive Argumente gegenüber den 
Gewerkschaften und der KPD . versteift hat. Oder wir haben 
den Essenern unrecht getan, dann war die Spaltung ein Ver­
brechen au dvr Arbeiterklasse. Die S. Reichskonferenz muß 
einen dicken Schlußstrich ziehen unter die Jahre eines Hin- 
und Herpendeliis. Die Leitsätze sind die Diskussionsgrundlage. 
Es dürfte aber kein Zweifel darüber bestellen, daß sie sehr 
ergänzungsbodiirftig sind.

I hesen können gewiß keine Verhaltungsregleincnts fiir 
m .e i  scin- ^  ,laben ahc‘r mir einen Wert, wenn sie eine 
klare Festlegung iiir alle Konsequenzen des Kampfes der AAU. 
ergeben, die nicht Hintertüren offen läßt. Hieran sachlich mit­
zuarbeiten und damit jedes Ausweichen und jedes M ißver­
ständnis zu vereiteln, ermöglicht erst, mit festumrissenen 
I hesen über die Stellung zu den Lohnkämpfen, die Bedingungen 
ihrer Führung und Konsequenzen ihrer Niederlage, über die 
positive Stellung der Unionisten gegenüber den täglichen Be- 
iriebskonilikten und den gesetzlichen Betriebsräten endlich 
einen fruchtbaren Abschluß der Diskussion herbeizuführen. 
Gelingt das noch nicht, dann hätte die Reichskonferenz keinen 
Wert und die angewandte Zeit und Kraft der Diskussion wäre 
zwecklos in die Luft verpufft.

Sachsen. Reichhaltig und gründlich waren die Diskussionen, 
Mit besonderer Schärfe und Ausgiebigkeit wurden die 
Iroblem e des proletarischen Klassenkampfes aufgerollt und 
.p r. Reformismus, auch in verstecktester Form, als das 
lodubel des proletarischen Befreiungskampfes herausge- 
scha t. Ein entsprechender Niederschlag dieser Diskussion 
wurde als Resolution zur Reichskonferenz der AAU ange­
nommen.
p  . ,9roßen .Eindruck auf die Konferenz machte eine längere 
nrklarung eines KPD.-Oppositionellen, wie er nach schwerem 
Ringen, schon 1923 einmal von uns erfaßt, unsere Flug­
schriften Mild Propaganda als neidisches Konkurrenzunter­
nehmen, unsere Auffassungen und Behauptungen als unfaß­
bar betrachtete, von uns neuerdings erfaßt, sich als ehr­
licher proletarischer Kampier zu uns gefunden hat.

Es geht vorwärts im Bezirk: Genossen, wirkt und werbt 
mit neuer Energie!

Aus der ßewcguitf
Düsseldorf

Syndikalisten in der Stalinfront.
Anläßlich des Reichserwerbslosentages am 18. 3., wo für 

Arbeit und Brot demonstriert werden sollte, wurden durch 
einen Aufruf die Erwerbslosen von D ü l k e n  und S  ü c h - 
t e i n  nach Viersen gerufen. Der Aufruf war unterzeichnet 
von ADGB., KPD., Sportkartell und Freie Arbeiter-Union 
sowie Erwerbslosenausschuß. Und dies, während die FAUD. 
für den Bezirk Niederrhein ein Stempelbruderorgan heraus­
gibt, welcher in jeder Zeile gegen ADGB. und KPD. Blut 
schwitzt, und in Düsseldorf selbst dic Syndikalisten eine ge­
trennte Erwerbslosenbewegung aufziehen. indem sie einen 
Erwerbslosenrat dem KPD.-Erwerbslosenausschuß entgegen­
setzen. Aber cs ist schon so: bei den „Autiautoritäten" weiß 
die linke Hand nicht, was die rechte tut. das nennt inan 
„Föderalismus“ .

Bernau bei Berlin.
Am 23. März fand hier eine öffentliche Versammlung der 

AAU. und KAP. statt, mit der Tagesordnung: „Sowjet- 
granaien“ . Der Besuch war nur schwach, da KPD . und 1?FR 
lieber daheim blieben. Desto aufmerksamer folgten die an­
wesenden Arbeiter, unter denen dennoch einige Rotfront-Uni- 
lormen sichtbar waren, den Ausführungen des Referenten. Die 
Diskussion zeigte, daß über das gemeingefährliche Donnelsniel 
der Leninisten noch völlige Unklarheit in der Provinz herrscht 
Ein sich zum W ort meldender KPD.-Stadtrat erklärte, über 
die Granatenaffäre nicht sprechen zu können, da er darüber 
nicht genau informiert sei: im übrigen hätte ja die „Rute 
I u.ine alles „widerlegt“ : er wünsche die Einheitsfront und 
nedaure deshalb die gegenseitige Zerfleischung. Ihm. sowie 
allen Anwesenden, wurde aber ausführlich klargelegt, daß das 
Gebot der Stunde ..Erst Klarheit, dann Mehrheit“  sei. d. h. 
dali die Einigkeit der Proletaricrmassen nur auf den Trümmern 
der gewerkschaftlich - parlamentarischen Organisationen, auf 
dein Hoden der AAU. erstehen kann.
u \ lTsammlung bewies immerhin, daß auch Bernau ein
Feld ist, das nach guter Bearbeitung politische Früchte tragen 
wird.

Hiücilungcn
Relcn

Resolution Groll-Hamburg zur Reichskonferenz.
Leber die Aufgaben der Union.

Die Bezirkskonferenz der AAU. Wasserkante begrüßt die 
ersten in der Organisation vorhandenen Ansätze zur soge­
nannten beweglichen Taktik als den einzigen Weg. der über 
den Alltagskampf des Proletariats zur endgültigen Auseinander­
setzung zwischen Kapital und Arbeit führt. Nur die schärfste 
Abgrenzung gegen jede idealistische Spekulation kann die 
Union im Kampfe den Massen näherbringen. Sie muß ihre 
höchste Pflicht darin erblicken, in alle Arbeitskonflikte in dem 
Sinne cinzugrcifcn, dal! sich die Spitze des Kampfes gegen die 
Gewerkschaften und ihre Zutreiber und durch den Charakter 
der Massenaktion im weiteren Verlauf gegen die kapitalistische 
Staatsgewalt richtet. S ie  muß immer wieder die Machtfrage 
stellen und dadurch den politischen Charakter aller Kämpfe 
herausarbeiten. Sic muß durch die Losung zur Wahl revolu­
tionärer Vertrauensleute die Kämpfe vorbereiten und in den 
Aktionen versuchen, das Kraftbewußtsein der Masse durch 
revolutionäre Aktionsausschüsse zu steigern. Sie muß immer 
und überall dem \ errat der gewerkschaftlichen Einheitsfront 
die praktischen Maßnahmen des Klassenkampfes entgegenzu­
setzen suchen und sie muß aus dem Widerstand des Prole­
tariats gegen die kapitalistische Verelendungsoffensive die An­
griffsfront der Arbeiterklasse schmieden helfen.

Die Bezirkskonferenz der AAU. Wasserkante ruft alle Ge­
nossen auf. in diesem Sinne unverzüglich an die Arbeit zu 
gehen, damit die proletarische Klassenorganisation in den kom­
menden Kämpfen zum Hebel der Revolution wird. (Einstim­
mig angenommen.)

*

Bezirkskonferenz Berlin-Brandenburg.
Die am 3. April stattgefundene Bezirkskonferenz hatte die 

Aufgabe, zur Reichskonferenz Stellung zu nehmen. Der Refe­
rent gab eine Analyse der politischen (internationalen) und 
wirtschaftlichen Lage, beleuchtete die Stellung der parlamen­
tarisch-gewerkschaftlichen Arbeiterorganisationen und zog 
daraus die taktischen Schlußfolgerungen für die AAU.

Die Diskussion, die sich auf den vorliegenden Thesenent­
wurf konzentrierte, war äußerst lebhaft. Trotzdem allseitig die 
Notwendigkeit einer größeren Beweglichkeit unserer Taktik 
anerkannt wurde, gingen die Meinungen darüber ziemlich weit 
auseinander. Besonders von Berliner Genossen wurde nach­
drücklich betont, daß das Verhältnis der AAU. zu den w irt­
schaftlichen Kämpfen kein abstraktes sein dürfe. Das Resultat 
der Aussprache war. daß sich die Bezirkskonferenz auf der. 
Boden der im „Kam pfru f Nr. 12 veröffentlichten Thesen stellte. 
Die Ortsgruppe Groß-Berlin beteiligte sich nicht an der Ab­
stimmung. da hier die Diskussion noch nicht abgeschlossen ist.
— Nachdem die Delegierten gewählt (Nowawcs, Bernau, 
Ebers walde und Forst) und d'e Berichte der Ortsgruppen ent­
gegengenommen waren, fand die Konferenz ihren Abschluß.

Achtung! Groß-Hamburg.
Ostern findet in Hamburg das Reichsjugendtreffen der 

Kommunistischen Arbeiter-Jugend und der Jugend - Gruppe 
.Entschiedene Linke“  statt. Union, Partei und Entschiedene 
Linke haben ein gemeinsames Komitee für die Durchführung 
der organisatorischen Vorbereitungen geschaffen. Zur Unter­
bringung der Jugendgenossen benötigen w ir Geld und Quar­
tiere.

Genossen! Zeichnet auf die zirkulierenden Sammellisten! 
Tragt Euch sofort in die üuartierlisten ein! Wendet Euch an 
alle sympathisierenden Klassengenossen. Jeder revolutionäre 
Arbeiter übt Solidarität! Das vorbereitende Komitee.

AAU. Groll-Hamburg.
Am Montag den 25. April, abends 8 Uhr, pünktlich, im 

.okal I lanetli, Michaelisstraße 50, M i t g l i e d e r v e r s a m m -  
ung.  Tagesordnung: Bericht von der Reichskonferenz. 

Jeder Genosse muß erscheinen!

An die Ortsgruppen Niedersachsens.
... i r a.llt Beschluß der Bez.-Konferenz beträgt die Umlage 
für Delegation zur Reichskonferenz 3 mal wöchentlich 0.50 M 
Die erste Rate ist in der 12. Woche fällig (21. bis 27. März.) 
Sendet dieselbe sofort <0. damit keine Verzögerung entsteht. 
Geldsendungen sind zu richten an den Kassierer Gen. Aug. 
Wegener, Delligsen bei Alfeld a.-L., Heimbruchstraße.

Oeffentliehe Quittung der YRUK., März 1927.
Pflichtbeitrag Berlin 70 Mk.. Pflichtbeitrag Berlin-Bran­

denburg 20 Mk.
Pflichtbeiträge Reich: Halle 7.80 Mk.; Landau 0.4S Mk ; 

Riistringen 2.40 Mk.
Sammellisten Berlin: 2. Bez. Nr. 630 3,50 : 3. Bez. Nr 615 

27.50; Nr. 616 4 (Kl: Nr. 618 4.30 : 4. Bez. Nr. 613 22.20; Nr‘. 614 
2.10; 11. Bez. Nr. 603 ä conto 6,00: Nr. 604 17.25: Nr. 605 
14.50; Schultheiß-Brauerei Abt. II. Nr. 604 21.00: A EG  Groß­
kraftwerk Rummelsburg Nr. 620 38,30 Mk. Sammellisten 
Reich: Nürnberg Nr. 472 28.50 Mk.

Postkarten Berlin: 3. Bez. 9.50: 5. Bez. 3,00: 7 Bez. 3,50: 
Berlin-Brandenburg 5.00 Mk. (ien. H. f. Vruk 2.00 Mk Tel­
lersammlung Märzfeier 22.70 Mark.

Groß-Derlln
Wochenbelträge.

In der 14. Woche (3. bis 9. April 1927) betragen die Bei­
träge 80 Pf.. 1.30 Mk. und 1.80 Mk. Arbeitslose 10 Pf. Rück­
ständige Umlagemarken sind schnellstens zu kleben.

.. , 2.. 3.. 4.. 18.. 19.. 20. Bezirk.
Mitgliederversammlung Freitag, den 8. April, im Lokal 

Franzei. Reinickendorferstraße 42.

Bezirkskonferenz Niedersachsen.
v T n  M*frz tagte in Alfeld L. eine Bez.-Konferenz 

der KAP. und AAU. Erschienen waren Delegierte aus Han­
nover. Braunschweig. Delligsen. Alfeld und Kassel. In zwei 
Oppositions-Genossen der KPD . aus Einbeck begrüßte die 
Konferenz eine neue Ortsgruppe. Aus den Berichten der 
Delegierten spricht der langsam und zähe, aber vorwärts 
gehende Kampf um den Kommunismus auch im Bezirk Nieder-

5. lnterbezirk (Friedrichshain). Freitag, den 8. April — und 
1/. Lnterbezirk (Lichtenberg) am selben Tage wichtige 

Sitzung bei Bartsch. Neue Bahnhofstraße. Erscheinen aller 
Genossen beider Bezirke unbedingt Pflicht.

•
7. I  nterbezirk (Charlottenburg). Sonnabend, den 9. 4 27, 

abends punktl. 7.30 Uhr. Lokal Koch. Schillerstr. 75: Mitglieder- 
Nersammlung. Aeußerst wichtige Tagesordnung. Erscheinen 
a l l e  r Genossen unbedingt notwendig.
Verantw Redakteur u. Herausgeber: Hermann Koch. Berlin N 

Druck: Druckerei für Arbeiter-Literatur. Berlin O 17.
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Organ bet* ffHgenteincn
(Revolutionäre Setrtebs^Organifationen)

3uljrgang 8, 9tr. 15 Die Zeitung erscheint wöchentlich. —  Zu beziehen durch die Bezirks-Organisationen der 
Union u. durch die Buchhandl. f Arbeiter-Literatur, Berlin SO. 36. Lausitzer Platz 13 “Crcis 15 Pfennig

Zur VIII. Reldiskonferenz
Fast zweieinhalb Jahre sind seit der letzten Reichstagung 

der Allgemeinen Arbeiter-Union vergangen. Während dieser 
Zeitspanne hat sich nichts ereignet, was die programmatische 
ü r u i K i i a g e  der AAU. irgendwie erscituiiern könnte. Im G e g e n ­

teil: unsere Auffassung vom kapitalistischen Niedergang — der 
natürlich kein mechanischer Vorgang, sondern ein dialektischer, 
hü Prozeß ioi —  iiui durch die Realität der gesellschaftlichen 
Verhältnisse weitere Bestätigung erfahren. Der Kapitalismus 
befindet sich nach wie vor in einem krisenhaften Zustande 
die alten Widersprüche zwischen Produktion und Konsumtion 
bestehen fort, und nur die Erscheinungsformen dieser kapita 
■•tischen Krise sind einem Wechsel unterworfen.

Im neunten Jahre nach Kriegsschluß ist es offenkundig 
dali die durch den Aderlaß des Weltkrieges erzwungene impe­
rialistische Atempause schon wieder zu Ende geht. Trotz 
..Völkerbund“  hat der Kampf der führenden kapitalistischen 
Maaten uin die vorhandenen Absatzgebiete erneut begonnen 
tia er eben durch den Kreislauf der Profit Wirtschaft zwangs­
läufig bedingt ist. In der Stellung der Weltmächte zum Unab 
l’.ängLgkeitskrieg der erwachten chinesischen Bourgeoisie 

w e im jüngsten Konflikt auf dem Balkan spiegelt sich bereits 
deutlich die neue Ausweglosigkeit der imperialistischen Staaten 
wieder. Die imperialistischen Gegensätze spitzen sich s.vstc 
inaiiscii zu, sie müssen den Zündsloii iiii tmeii neuen W elt­
brand anhäufen, weil die kapitalistischen Mächte wieder mehr 
und mehr auf dieselben unlösbaren Probleme stoßen, die schon
1914 zur militärischen Auseinandersetzung führten.

W eit fühlbarer als die erneute Verschärfung der imperia- 
Mischen Gegensätze sind aber die sozialen Auswirkungen des 

kapitalistischen Niedcrbruchs für die proletarischen Massen 
Die Bourgeoisie hat ihre Wirtschaft ..stabilisiert“  — auf Kosten 
der ausgebeuteten Schichten, d. h. sie hat nichts anderes als 
das Elend der Arbeiterklasse stabilisiert. Der kapitalistische 
-Wiederaufbau“ , der nur durch die tatkräftige Mithilfe der 
jewerkschaftlich-sozialdemokratischen Organisationen möglich 
t. erweist sich heute immer mehr als eine Hölle für das 

Proletariat. Ein Millionenhecr von dauernd Erwerbslosen: in 
^ii Betrieben. Kurzarbeit, Uebcrstundenseuche, Lohnabbau und 
steigerte Ausbeutung, kurz: eine ständig wachsende Ver­

wendung der Arbeitermassen — das ist das praktische Resultat 
£es Kapitalistischen „Wiederaufbaues“  in der Rationalisierungs- 
Phase. M it der Schlichtungspeitsche werden Proletarier ?ehn, 
ttülf, vierzehn und teils sogar sechszehn Stunden ins Joch 
£er Ausbeutung getrieben —  im Namen der formalen Demo­
kratie! Durch die achtjährige sozialdemokratisch-gewerk- 
^'haftliche Burgfriedens-Politik, sowie durch den radikal- 
Wormistischen Kurs der KPD. staatspolitisch riesig gestärkt, 
<ann die Kapitalistenklasse jetzt ohne Gefahr dazu übergehen, 
tos bisherige Provisorium der Schlichtungsdiktatur durch das 
'rbeitszeitnotgesetz in einen verfassungsrechtlichen Normal­
zustand zu verwandeln und die sogenannte „Sozialpolitik 
ureh die Erwerbslosenversicherung abzubauen. Die „Reak- 
°n“ . d. Ti. die Restaurierung der kapitalistischen Herrschaft 
> natürliche Folge des revolutionären Versagens der Ar­

beiterklasse marschiert auf der ganzen Linie.
Von ihren ..bewährten“  Organisationen an die Iïourgeoisie 

traten  und verkauft, stehen die proletarischen Massen den 
‘‘«riffen ihres Klassenfeindes zersplittert und aktionsunfähig 
f*enüber. Gewerkschaften und SPD . können infolge ihrer 

Wbundenheit mit der bürgerlichen Gesellschaft keine Ver- 
''^ortunig für die auf der Tagesordnung stehenden proleta- 
'chen Massenaktionen gegen das System der kapitalistischen 
Statur übernehmen; sie müssen unter der Parole ,Wirt- 
-laitsdemokratie“  um ihre Existenz kämpfen, d. h. um ihre 
■•drohte Lakaienrolle als staatlich zugelassene Seelenver- 
aufer, denn der Reformismus ist durch den kapitalistischen 
Wiederaufbau“  selbst in seine letzte Etappe getrieben. Dic 

entpuppt sich im reformistischen Zersetzungsprozeß 
■net schamloser als der Bastard der Noske-Partei; sie liefert 

-rch die Idealisierung des russischen NEP.-Kapitalismus als 
zialistischen Aufbau der sozialdemokratischen Konterrevo- 
°r, <lie politischen Argumente zum hundsgemeinen Kampfe 
'̂•n den Kommunismus, und sic muß im Interesse der Ge- 

‘•fkschaftseinheit auf eine selbständige Politik verzichten 
er der utopistischen Losung ..der ADGB. muß“ . Die deutsche 

•■’inistensektion hat ihre einstige R6ile als revolutionärer 
r'rtipp des Proletariats ausgespielt, denn nach dem Ge- 

^dnis des ekkitreuen Rosenberg auf dem Essener 11. Partei- 
? steht für die KPD . der Hauptfeind jetzt nicht rechts, 
"•dern links.

Antistreikgesetz in England
Das schon lange angekündigte Ausnahmegesetz gegen die 

englische Arbeiterschaft ist jetzt von der Baldwin-Regierung 
im Unterhaus eingebracht worden und enthält iin wesentlichen 
folgende Bestimmungen:

8 1 erklärt jeden Streik mit irgendeinem anderen als 
rein wirtschaftlichen und industriellem Zweck (also General­
streik und Sympathiestreik) als illegal, nämlich alle Streiks, 
die ..die Regierung zwingen oder die Allgemeinheit oder einen 
wesentlichen Teil der Allgemeinheit einschüchtern sollen.“  
Ebenso illegal soll es sein, irgendwelche Mittel fiir derartige 
Streiks zu sammeln oder zur Verfügung zu stellen. Jede an 
einem solchen Streik teilnehmende Person ist strafbar. Ueber- 
tretungen können bis zu 2 Jahren Gefängnis bestraft werden.

§ 2 ist gegen die Maßregelung von Streikbrechern ge­
richtet und verbietet den Gewerkschaftlern. Mitglieder, welche 
sich weigern, an einem solcherart illegal erklärten Streik teil­
zunehmen. aus der Gewerkschaft auszuschließen oder sie in 
irgendeiner Weise gegenüber den übrigen Gewerkschaftsmit­
gliedern zu benachteiligen. Die entsprechenden Klauseln 
müssen aus dem Gew erkschaftsstatut gestrichen werden.

Diese Bestimmung hat rückwirkende Kraft auf Streiks, 
welche vor dem Inkrafttreten des Gesetzes geführt worden 
sind.

§ 3 verbietet jedes Massenstreikpostenstehen und jegliches 
Verhalten von Streikposten, dns â - cir Enschüchterungsver- 
suoh gegen Arbeitswillige betrachtet werden kann; jegliches 
Streikpostenstehen vor dem Hause, in welchem ein Arbeiter 
wohnt, ist ausdrücklich verboten.

§ 4 verbietet die bisher in England übliche Form der 
politischen Bcitragsleistung der Gewerkschaftler un die Ar­
beiterpartei. In Zukunft muß jeder Gewerkschaftler, der einen 
politischen Beitrag leistet, d. h. die Mitgliedschaft in der 
Arbeiterpartei besitzen will, eine positive Erklärung abgeben, 
daß er die Beitragsleistung zu zahlen wünscht. Den politischen 
Fond müssen die Gewerkschaften in Zukunft vollkommen ge­
trennt von den übrigen Gewerksohaftsgeldern verwalten.

§ 5 verbietet den Staatsbeamten die Mitgliedschaft an jeg­
licher Organisation, deren Hauptzweck die Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen der Beamten ist. falls die 
betreffeiKJe-Organisatiun noch andere Personen als nur Staats­
beamte in ihre Rethen einschließt. Jegliche Verbindung der 
erlaubten Standesorganisationen mit dem Gewerkschaftskon­
greß (Allgemeiner Gewerkschaftsbund) ist verboten. Dieser 
Paragraph sieht gewisse Ausnahmen vor. die es unter Um­
ständen Beamten gestatten, ihre bisherige Mitgliedschaft an 
Gewerkschaften beizubehalten, falls sie durch den Austritt eines 
Unterstützungsrechtes beraubt würden.

8 6 ist gegen die von Arbeitermehrheiten regierten Städte 
und Behörden gerichtet und bestimmt, daß iu Zukunft keinerlei 
Behörden .gewerkschaftliche Mitgliedschaft zur Bedingung iür 
die Einstellung eines Arbeiters oder Angestellten oder für 
dessen weitere Beschäftigung machen dürfen.

Dieses Antistreikgesetz Baldwins ist ein konkreter Aus­
druck dafür, daß auch England sich nicht dem Druck der kapi­
talistischen Verhältnisse auf dem europäischen Kontinent ent­
ziehen kann. Das Mutterland der formalen Demokratie wird 
immer mehr in den kapitalistischen Krisenstrudel hineinge-

zogen und dies um so schneller, je mehr die Schwierigkeiten 
des britischen Kapitalismus infolge der fortschreitenden In­
dustrialisierung und Selbständigkcitsbestrebungen seiner Kolo­
nien wachsen. Die englische Bourgeoisie konnte dic streiken­
den Bergarbeiter nach siebenmonatlichem Kampfe wohl mit 
der Hungerpeitsche auf die Knie zwingen, —  aber es war ein 
teuer erkaufter Sieg. Denn dic britische Kapitalistenklasse steht 
jetzt vor dei mennenden Aufgabe, ui>_ verluien gegangenen 
Absatzmärkte draußen in der W elt zurückzueroberii. Sie muß 
die technisch rückständigen Produktionsanlagen, besonders der 
Kohleiiiiidustrie. vervollkommnen, sie muß mit allen Kräften an 
die Rationalisierung der W irtschaft gehen, um ihre Konkur­
renzfähigkeit auf dem Weltmärkte zu steigern und so dic 
Voraussetzungen für einen erfolgreichen Wettbewerb schaffen.

Die Rationalisierung aber, zu der die englische Bourgeoisie 
gezwungen ist, kann auch dort nur auf Kosten der proletarischen 
Massen vor sich gehen, wenn sie ihren Zweck der restlosen 
Ausschöpfung der vorhandenen Profitquellen erfüllen soll. Das 
bedeutet, daß die britische Arbeiterschaft wie dic deutsche 
einer gesteigerten Ausbeutung entgegengeht. Die englische 
Kapitalistenklasse muß im Prozeß der Rationalisierung eben­
falls aile überflüssigen Arbeitskräfte aus dem Produktionspro­
zeß ausschalten, sie muß die Leistungsfähigkeit der betriebs­
tätigen Proletarier aufs höchste anspannen, sie muß mit weniger 
Arbeitskräften die Produktivität der Wirtschaft steigern. Dieser 
wachsende soziale Druck treibt die englischen Arbeitermassen 
gleichfalls in eine W elle der Verelendung und verschärft somit 
die Klassengegensätze zwischen Proletariat und Bourgeoisie. 
Unu damit nun die Rationalisierung nicht durch neue Riesen­
streiks empfindlich gestört wird, will sich der britische Kapi­
talismus durch ein Ausnahmegesetz sichern. Der Streik ais 
Druckmittel gegen die Kapitalisten und ihre staatlichen Organe 
wird zum Verbrechen erklärt, die proletarischen Organisationen 
sollen sich dem Befehl der bürgerlichen Machthaber unter­
stellen.

Der englischen Arbeiterschaft wird durch das Antistreik­
gesetz klar vordemonstriert, daß auch ihre Demokratie nichts 
anderes ist als das Feigenblatt der kapitalistischen Diktatur. 
Und die britischen Proletarier müssen weiter erkennen, daß 
ihre Amsterdamer Gewerkschaften infolge ihrer Verbunden­
heit mit dem kapitalistischen System ebenfalls vor dem Aus­
nahmegesetz kapitulieren müssen. Die englischen Geweik- 
schaftsinstanzen werden genau so wie die deutschen nur tun 
ihre bloße Existenz kämpfen, aber nicht das Antistreikgesetz 
zum Ausgangspunkt revolutionärer Massenaktionen gegen die 
kapitalistische Gesellschaft machen. Der Kapitalismus selbst ist 
es eben, der auch die englischen Proletarier immer gebieteri­
scher vor die Aufgabe stellt, ihren Klassenkampf auf revolutio­
närer Basis zu führen.

In dieser Situation einer umfassenden Kapiialsoffensive 
und einer noch vorherrschenden Ohnmacht Jes Proletariats 
tagt die V III. Reichskonferenz der AAU. Doch so groß auch 
die Ohnmacht der Arbeiterklasse'noch ist, so stößt doch die 
Seuche der Passivität bereits sichtbar an ihre Grenzen. Hier 
und dort werden Proletarier von den brutalen Schlägen der 
Schlichtungsdiktatur aufgepeitscht und durchbrechen den W irt­
schaftsfrieden. Das unaufhörliche Trommelfeuer der kapita­
listischen Rationalisierungsoffensive selbst zerreißt die Pest­
atmosphäre der sozialen Kirchhofsruhe, der konverrevolutio- 
näre Boden wird revolutionär. Noch treten die aufgepeitschten 
Arbeiterbataillone mit reformistischen Illusionen auf den Plan, 
aber sie rebellieren bereits gegen das höllische W erk  der re­
formistisch-kapitalistischen Einheitsfront. Und daß die Ge­
werkschaften die ausbrechender. Rebellionen gegen die Schlich­
tungsdiktatur der formalen Demokratie noch als „Kämpfe um 
bessere Lohn- und Arbeitsbedingungen“  in die Sackgasse der 
kapitalistischen Legalität treiben können, ist nur möglich, weil 
die Arbeitermassen die gewerkschaftliche Praxis in der jetzigen 
HüHKernffenstve des Kapif^.N noch nicht fühlbar genu" am 
eigenen Leibe verspüren. Der e i n e  Dolchstoß der Gewerk­
schaften in den Rücken der streikenden Hafenarbeiter Ham­
burgs genügt noch nicht, um dem Proletariat den Blick zu 
schärfen zum Erkennen des Gebots der Stunde. Aber jede 
offene Feldschlacht im Verelendungskrieg der Bourgeoisie 
gegen die Arbeiterschaft zwingt die Gewerkschaften, im In­
teresse des von ihnen propagierten kapitalistischen „W ieder­

aufbaues“  immer schamloser vor dem schwarzrotgelbeii Fa» 
schismus zu kapitulieren.

Die Tatsache, daß die kapitalistische Rationalisierungs- 
offensive die wirtschaftlichen Kämpfe immer mehr in den 
Brennpunkt des Klassenkampfes treibt, stellt dic AAU. vo, eine 
große Aufgabe. Ihrem ureigensten Wesen nach zur proletari­
schen Klassen- und Massenorganisation (natürlich nicht im so­
zialdemokratisch-leninistischen Sinne) bestimmt, muß die Union 
erkennen, daß es die Unternehmerangriffe auf die proletari­
schen Existenzbedingungen zum Ausgangspunkt revolutionärer 
Massenaktionen zu machen gilt, denn die sozialen Konflikte 
zwischen Lohnsklaven und Profitherren sind die ökonomischen 
Vulkanquellen des Befreiungskampfes der Arbeiterklasse. Nach 
marxistischer Erkenntnis stehen die an Lohn- und Arbeitszeit­
fragen entbrennenden Bewegungen der Ausgebeuteten nicht im 
unüberbrückbaren Gegensatz zur proletarischen Revolution, 
weshalb die Vorwärtstreibung solcher Bewegungen auf die 
politische Bahn gerade vom Verhältnis der AAU. zu den w irt­
schaftlichen Kämpfen abhängt. Die Stellung der Union zu den 
wirtschaftlichen Bewegungen kann nie und nimmer mit dem 
abstrakten „Essener Standpunkt“  gleichbedeutend sein, son­
dern muß auf dem Grundsatz beruhen, die Wirtschaftskämpfe 
mit dem Einsatz aller Kraft über den Rahmen der bürgerlichen 
Gesetzlichkeit hinauszutreiben in das Feld des revolutionären 
Machtkampfes. D. h. die AAU. muß den zum W ider­
stand gegen die Unternehmeroffensive sich erhebenden 
Sklavenbataillonen zum Bewußtsein bringen, daß sie


